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1. Einleitung 

 

Die vorliegende Diplomarbeit beschäftigt sich mit den Europäischen 

Höchstgerichten, dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) und dem 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR). Bevor man sich allerdings 

mit diesen Höchstgerichten auseinandersetzt, sollte man zuerst die Frage klären, 

wie ein Gericht im Allgemeinen definiert ist bzw. was es für Aufgaben zu erfüllen 

hat. Ein Gericht ist ein Organ, dessen Hauptaufgabe es ist, durch die Anwendung 

von Rechtsvorschriften, über Streitigkeiten zu entscheiden.1 Es existieren einige 

Kennzeichen, die ein Organ erfüllen muss, um als ein Gericht zu gelten. Erstens 

muss es von anderen Organen getrennt sein, nämlich sowohl personell als auch 

organisatorisch. Zweitens müssen insbesondere auch die Richter, welche in 

einem Rechtsstreit entscheiden, gewisse Voraussetzungen erfüllen: Einerseits 

dürfen sie an dem Rechtsstreit nicht beteiligt sein und müssen sich neutral 

verhalten und andererseits müssen sie auch unabhängig sprich weisungsfrei 

einen konkreten Sachverhalt entscheiden können. Um als ĂGerichtñ angesehen zu 

werden ist es jedoch nicht notwendig, dass ausschließlich Berufsrichter 

entscheiden. Ebenso ist es nicht zwingend notwendig, dass es einen 

Instanzenzug geben muss.2  Ein weiterer Begriff, der zunächst erklärt werden soll, 

ist der der Gerichtsbarkeit. Unter ihr versteht man grundsätzlich die Zuweisung 

von Tätigkeiten an die einzelnen Gerichte, die auf Rechtsanwendung und 

Rechtsschaffung gerichtet ist. Die Gerichtsbarkeit muss von der Verwaltung, 

welche auf die Befriedigung öffentlicher Interessen gerichtet ist,  getrennt werden. 

Hinsichtlich der Gerichtsbarkeit gibt es weitere Unterscheidungen. Man trennt 

zwischen streitiger und freiwilliger Gerichtsbarkeit und innerhalb der streitigen 

unterscheidet man die Zivil- bzw. Strafgerichtsbarkeit.3  

Inwieweit die Kennzeichen eines Gerichts bzw. der Gerichtspersonen auch auf 

den EuGH oder den EGMR zutreffen, wird in späteren Kapiteln näher untersucht. 

Die Diplomarbeit gliedert sich in drei große Teile: Der erste Teil beschäftigt sich 

mit dem EuGH. Es soll seine Entstehung und seine historische Entwicklung kurz 

dargestellt werden. Anschließend werden seine Organisationsstrukturen, die 

                                                      
1
 Köbler, Lexikon der europäischen Rechtsgeschichte, 1997, 187 

2
 Tilch, Deutsches Rechts-Lexikon

2
, Band 2, 1992, 120 

3
 Elster/Stier-Somlo, Handwörterbuch der Rechtswissenschaft Band 2, 1927, 719 f 
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handelnden Personen, seine Aufgaben und insbesondere die unterschiedlichen 

Verfahrensarten durchleuchtet werden. 

Im zweiten Teil steht der EGMR im Mittelpunkt. Auch dieser Gerichtshof soll auf 

die gleiche Weise, wie der EuGH, dargestellt werden. 

Der letzte Teil versucht die beiden Gerichtshöfe im Bereich des Grund- und 

Menschenrechtsschutzes gegenüberzustellen und versucht das Verhältnis der 

beiden zueinander zu klären. Obwohl die beiden Höchstgerichte völlig unabhängig 

nebeneinander bestehen, gibt es jedoch Berührungspunkte, die es erforderlich 

machen deren Verhältnis und die daraus resultierenden Konsequenzen näher zu 

betrachten. Dieses Verhältnis erfuhr auch erst kürzlich durch den Vertrag von 

Lissabon4 eine gravierende Änderung. Durch diesen neuen Vertrag wird auch der 

Grund- und Menschenrechtsschutz in Europa auf neue Beine gestellt und die 

dadurch entstandenen Folgen in Hinblick auf das Verhältnis zwischen EuGH und 

EGMR wird den Abschluss der Diplomarbeit bilden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                      
4
 Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft, ABL 2007 C 306/1 
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2. Der Gerichtshof der Europäischen Union 

 

2.1 Die europäische Integrationsgeschichte 

 

Unter dem Begriff ĂIntegrationñ wird grundsätzlich ein Prozess verstanden, dessen 

Ziel es ist ein höheres Maß an Einheit als bisher zu schaffen. Aus juristischer Sicht 

können unterschiedliche Arten der Integration unterschieden werden. Zum einen 

die politische Integration, bei der es primär um eine politische Verschmelzung von 

zusammengeschlossenen Staaten geht, zum anderen die wirtschaftliche 

Integration, wobei es hier um eine Reduktion von Handelsbeschränkungen bzw. 

Angleichung der Marktordnungen geht. Neben diesen beiden Arten existieren 

auch noch die Begriffe der rechtlichen sowie militärischen Integration. Die erstere 

liegt dann vor, wenn sich mehrere Staaten in bestimmten Materien einer 

gleichartigen Regelung unterwerfen, während bei der zweitgenannten ein 

Militärbündnis mit einheitlichen Strukturformen im Vordergrund steht.5 

Der Gedanke der europäischen Integration ist bereits ein relativ alter, denn seit 

dem 14. Jahrhundert beschäftigten sich vor allem Schriftsteller, Historiker, 

Philosophen, Juristen und Politiker mit dieser Idee.6 Das Hauptziel der Europa-

Idee war eine Vereinigung sämtlicher europäischer Staaten. Dieses Ziel sollte 

aber nicht mit militärischen, sondern mit friedlichen Mitteln erreicht werden. Eine 

solche Vereinigung ist jedoch nicht ohne weitere Schwierigkeiten zu verwirklichen, 

sondern es ist ein langer Prozess. Der Grund dafür liegt darin, dass es innerhalb 

Europas viele unterschiedliche kulturelle bzw. nationale Einflüsse gibt, die sowohl 

fördernd aber auch hemmend wirken können. Ein weiterer Antrieb für ein geeintes 

Europa war die steigende Kriegsgefahr und der daraus resultierende Wunsch 

nach mehr Stabilität und Sicherheit.7 

Der Wunsch nach Sicherheit und die Sehnsucht nach mehr Frieden war auch der 

Grund, dass wichtige Persönlichkeiten sich mit der Idee eines geeinten Europas 

auseinandersetzten. Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang 

                                                      
5
 Fischer/Köck, Europarecht- Das Recht der Europäischen Union, des Europarates und den wichtigsten 

anderen europäischen Organisationen
3
, 1997, 47 ff 

6
 Schweitzer/Hummer, Europarecht,  Das Recht der Europäischen Union- Das Recht der Europäischen 

Gemeinschaften (EGKS, EG, EAG)- mit Schwerpunkt EG
5
, 1996, 9 

7
 Prettenthaler-Ziegerhofer, Europäische Integrationsrechtsgeschichte

3
, 2012, 12 f 
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Pierre Dubois, Georg von Podjebrad und William Penn zu. Dubois schlug schon 

sehr früh (1306) vor, einen Europäischen Staatenbund zu gründen, um das Heilige 

Land aus den Fängen der Ungläubigen, wie er es in seinem Werk beschrieb, zu 

befreien.8 Georg von Podjebrad war von 1458 bis 1471 böhmischer König. Er 

lebte in einer Zeit, in der Europa vermehrt durch das Osmanische Reich bedroht 

wurde. Diese Bedrohung war auch der Grund, dass der König ein geeintes Europa 

anstrebte, um gemeinsam gegen die Türken zu bestehen. Dieses Unterfangen 

war jedoch nicht erfolgreich und der König wurde 1466 durch den Papst als Ketzer 

gebannt.9 William Penn, ein britischer Jurist, hatte ebenfalls Pläne für ein geeintes 

Europa. Die Besonderheit seines Plans war, dass der Zweck eines 

Zusammenschlusses nicht mehr rein in der Friedenserhaltung besteht, sondern 

auch der Handel und die Wirtschaft durch ihn gefördert werden sollten. Seine Idee 

wurde 1693 in London als ĂEin Essay zum gegenwªrtigen und zuk¿nftigen Frieden 

Europas durch Schaffung einer Europäischen Versammlung, eines Parlaments 

oder Staatentagesñ veröffentlicht. Eine Besonderheit dieser Idee war die 

Stimmenwägung in der Versammlung, denn diese sollte durch die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit bestimmt werden.10  

In diesem Zusammenhang ist auch der deutsche Reichstagsabgeordnete 

Friedrich Naumann zu nennen. Er veröffentlichte während des Ersten Weltkrieges 

den Mitteleuropa-Plan11. Dieser sah einen Zusammenschluss des Deutschen 

Reiches mit der österreichisch-ungarischen Doppelmonarchie vor und nach dem 

Ende des Krieges den Beitritt weiterer Staaten. Dieser Zusammenschluss sollte 

wirtschaftlich geprägt sein und unter der Vorherrschaft Deutschlands stehen.12  

Trotz Ausbruch des Zweiten Weltkrieges verstummte die Europa-Idee 

keineswegs, denn es wurden noch während des Krieges viele Pläne für die Zeit 

nach dem Ende des Krieges verfasst. Verantwortlich für diese Pläne waren vor 

allem europäische Exilregierungen, Widerstandskämpfer aber auch private 

Vereine. Viele dieser Entwürfe beinhalteten eine gemeinsame Friedensordnung, 

den Schutz von Menschenrechten, der Rechtsstaatlichkeit sowie der Demokratie, 

                                                      
8
 Fischer/Köck, Europarecht

3
, 61 ff 

9
 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte

3
, 15 

10
 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte

3
, 20 iVm Fischer/Köck, Europarecht

3
, 62 

11
 Naumann, Mitteleuropa, 1915 

12
 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte

3
, 29 
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aber auch die Abgabe von Souveränität war darin vorgesehen. Man versuchte ein 

vereintes Europa nach Kriegsende zu entwerfen und orientierte sich auch an den 

vielen Plänen zu einem geeinten Europa, die seit dem 14. Jahrhundert bestehen.13 

Die Nachkriegszeit war durch Zerstörung und unbeschreibliches Elend 

gekennzeichnet. Es gab auch kein Gemeinschaftsgefühl bzw. emotionale Bindung 

aus deren ein geeintes Europa entstehen hätte können.14 Doch dieser Stillstand 

wurde relativ rasch überwunden, denn bereits am 19. September 1946 hielt 

Winston Churchill an der Züricher Universität seine berühmte Rede. Diese Rede 

war an die europäische Jugend gerichtet und beinhaltete zwei Kernaussagen. 

Churchill forderte einerseits die Gr¿ndung der ĂVereinigten Staaten Europasñ und 

andererseits forderte er auch eine Vereinigung zwischen Deutschland und 

Frankreich, denn nur so würde ein gemeinsames Europa bestehen können. 

Zeitgleich trafen sich auch ehemalige Widerstandskämpfer aus 14 europäischen 

Staaten und verfassten das sogenannte ĂHertensteiner Programmñ. Zentrale 

Punkte dieses Programms waren ein Zusammenschluss zu einem vereinten 

Europa auf föderativer Grundlage, sowie die Schaffung einer supranationalen 

Organisation, an die Souveränität abgegeben werden sollte. Neben diesen 

Vorschlägen wurden auch die Achtung der Menschenrechte und die 

Friedenssicherung Bestandteil des Programms. Die Europäische Union der 

Föderalisten (Union of European Federalists,  UEF) wurde im Dezember 1946 als 

ein Dachverband für alle föderalistischen Europaverbände geschaffen. Der Union, 

der 40 nationale Bewegungen aus 16 Ländern angehörten, hatte das Ziel ein 

friedliches und sozialistisches Europa zu schaffen. Dieses Unterfangen scheiterte 

jedoch an den Uneinigkeiten der jeweiligen Bewegungen.15  

Trotz des Scheiterns der UEF hatte Churchills Rede positive Auswirkung auf die 

weitere Entwicklung der europäischen Integration. So kam es 1947 zur Gründung 

der europäischen Bewegung ĂUnited European Movement (UEM)ñ. Dieser 

Bewegung gehörten vor allem Unionisten an, deren Hauptanliegen die 

Beibehaltung der Nationalstaatlichkeit war. Der Plan sah vor, dass 

Entscheidungen durch starke gemeinsame Einrichtungen getroffen werden sollten. 

Im selben Jahr kam es auch zur Gründung der Europäischen Parlamentarier 

                                                      
13

 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte
3
, 46 f 

14
 Haltern, Europarecht- Dogmatik im Kontext

2
, 2007, 30  

15
 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte

3
, 55 f 
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Union (EPU). Diese Bewegung strebte einen wirtschaftlichen Zusammenschluss 

an und forderte eine, durch die nationalen Parlamente gewählte, Europäische 

Versammlung. UEM und EPU sind allerdings nur zwei Beispiele für europäische 

Bewegungen, denn nach dem Zweiten Weltkrieg sind eine Reihe solcher Vereine 

entstanden. Diese Vereine hatten alle das gemeinsame Ziel, ein vereintes Europa 

zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen gingen sie allerdings unterschiedliche 

Wege: Einige setzten auf einen wirtschaftlichen, andere wieder auf einen rein 

politischen Zusammenschluss. Zum ersten militärischen Bündnis kam es am 04. 

April 1949 mit dem Nordatlantikpakt (North Atlantic Treaty Organization, NATO). 

Neben den Vereinigten Staaten von Amerika gehörten auch Kanada und zehn 

europäische Staaten zu den Gründungsmitgliedern.16 

Ein weiterer wichtiger Schritt zu einem geeinten und friedlichen Europa erfolgte im 

Jahre 1951 mit der Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische 

Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). Die EGKS geht auf Jean Monnet 

zurück, der dem französischen Außenminister Robert Schuman vorschlug, eine 

europäische Hohe Behörde für Kohle und Stahl zu gründen. Schuman beschloss 

daraufhin diesen Plan in die Tat umzusetzen. Der Plan sah vor, dass die 

Mitglieder Souveränität an eine supranationale Behörde abtreten. Dieser Umstand 

war auch der Grund, dass von nun an Frankreich versuchte die Europa-Idee 

stärker zu forcieren, da Großbritannien nicht bereit war, Souveränität abzugeben 

und somit vorerst in den Hintergrund gedrängt wurde. Die EGKS war die erste 

supranationale Organisation mit eigener Rechtssetzungskompetenz. Der Vertrag 

lief am 23. Juli 2002 aus, da er nur auf 50 Jahre geschlossen wurde. Mit der 

EGKS war auch der Grundstein für eine Europäische Union, wie sie heute 

existiert, gelegt.17 

 

2.2 Der EuGH und seine historische Entwicklung 

 

Am 18. April 1951 wurde der Vertrag zur Gründung der EGKS unterzeichnet. Der 

Vertrag trat, nach Ratifikation der damaligen Mitgliedstaaten, am 23. Juni 1952 in 

Kraft.18 Im Zuge der Gründung der EGKS wurde auch der EuGH als ein ständiges 

                                                      
16

 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte
3
, 55 ff 

17
 Prettenthaler-Ziegerhofer, Integrationsrechtsgeschichte

3
, 89 ff 

18
 Haratsch/König/Pechstein, Europarecht

7
, 2010, 4 
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Organ errichtet. Dieser nahm am 10.12.1952 seine Tätigkeit auf und gilt als erste 

Fassung eines Europäischen Gerichtshofes. 19 

In weiterer Folge traten neben die EGKS die Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie die Europäische Atomgemeinschaft (EAG). 

Deren Gründungsverträge wurden am 25. März 1957 in Rom unterzeichnet und 

traten am 01. Jänner 1958 in Kraft. Ursprünglich sollten die drei Europäischen 

Gemeinschaften (EG) auch unterschiedliche Organe haben. Um jedoch die 

Übersichtlichkeit zu bewahren wurde ein Abkommen über gemeinsame Organe 

zusammen mit den Gründungsverträgen abgeschlossen. Durch dieses Abkommen 

wurde der EuGH als gemeinsames Organ aller drei Gemeinschaften tätig.20 

Um den EuGH zu entlasten, wurde ihm das Europäische Gericht (EuG) zur Seite 

gestellt. Diese erste wichtige institutionelle Änderung geschah 1989 und wurde 

auch in Art. 225 EGV (heute Art. 256 AEUV) primärrechtlich verankert.21 Das EuG 

ist seither für sämtliche Direktklagen von natürlichen wie auch juristischen 

Personen zuständig. Der EuGH  fungiert in diesem Verfahren als 

Rechtsmittelgericht, wobei allerdings das Rechtsmittel nur auf Rechtsfragen 

beschränkt ist. Durch diese institutionelle Änderung wurde die 

Gemeinschaftsgerichtsbarkeit im Bereich des Individualrechtsschutzes zweistufig 

ausgestaltet.22 

Durch den Vertrag von Maastricht23 wurde die Europäische Union mit einem Drei-

Säulen- Modell gegründet. Die erste Säule umfasste die EGKS, EG und die EAG. 

Die zweite Säule stellte die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik dar, 

während die dritte Säule die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres 

umfasste. Dieser Vertrag wurde am 07. Februar 1992 unterzeichnet und stellte die 

drei bereits bestehenden Europäischen Gemeinschaften unter ein gemeinsames 

Dach.24 

                                                      
19

 Bauer, Der Europäische Gerichtshof als Verfassungsgericht?, 2008, 17 

20
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22
 Niedermühlbichler, Verfahren vor dem EuG und EuGH. Gerichtsorganisation, Zuständigkeit, 

Verfahrensarten, 1998, 20 

23
 Vertrag über die Europäische Union, ABL 1992 C 191 

24
 Bauer, Verfassungsgericht?, 24 
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Das Drei-Säulen-Modell spielte auch für die Gemeinschaftsgerichtsbarkeit eine 

wesentliche Rolle, denn nur die erste Säule war der Gerichtsbarkeit des EuGH 

unterworfen, während die beiden anderen Säulen kaum Platz für Zuständigkeiten 

des EuGH ließen. Dieses Problem wurde allerdings, zumindest teilweise, durch 

den Vertrag von Amsterdam25 verbessert, indem einige Bereiche aus den 

Gebieten Asyl und Einwanderung in die erste Säule verlegt wurden und dadurch 

der Gerichtsbarkeit des EuGH unterworfen wurden.26 

Eine weitreichende Änderung erfuhren die Europäische Union sowie auch die 

Gemeinschaftsgerichtsbarkeit im speziellen durch den am 01. Februar 2003 in 

Kraft getretenen Vertrag von Nizza27. Diese Reform war vor allem für die 

anstehende Erweiterung von großer Notwendigkeit.28 Einerseits wurden wichtige 

Vorschriften über die Gerichtsorganisation erneuert und andererseits wurde auch 

die Schaffung eines dreistufigen Instanzenzuges, durch die Möglichkeit 

Gerichtliche Kammern zu errichten, ermöglicht. Als erste dieser Gerichtlichen 

Kammern wurde das Gericht für den öffentlichen Dienst errichtet.29 

Durch den Vertrag von Lissabon30, der am 01. Dezember 2009 in Kraft getreten 

ist, wurde die Säulenkonstruktion aufgegeben. Weiters kam es zur Umbenennung 

des EG-Vertrages in den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 

Weitere wesentliche Neuerungen betrafen den europäischen Grundrechtsschutz: 

Die Grundrechte-Charta wurde durch den Vertrag von Lissabon mit den 

Gründungsverträgen rechtlich gleich gestellt und somit auf primärechtliche Ebene 

gehoben.31 

                                                      
25

 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des vertrages über die Europäische Union, der Verträge zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender Rechtsakte, ABL 

2001 C 80/1 

26
 Hakenberg/Schilhan, ZfRV 2008, 105 

27
 Vertrag von Nizza zur Änderung des vertrages über die Europäische Union, der Verträge zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender Rechtsakte, ABL 1997 C 340 

28
 Haratsch/König/Pechstein, Europarecht

7
, 10 

29
 Hakenberg/Schilhan, ZfRV 2008, 105 

30
 Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft, ABL 2007 C 306/1 

31
 Haratsch/König/Pechstein, Europarecht

7
, 15f 
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Der Europäische Gerichtshof wurde durch den Vertrag von Lissabon in 

Gerichtshof der Europäischen Union umbenannt.32 Die internen 

Organisationsstrukturen blieben jedoch weitgehend unberührt.33 

 

2.3 Gerichtspersonen 

 

2.3.1 Richter 

 

Der EuGH besteht aus einem Richter je Mitgliedstaat. Daraus ergibt sich eine 

momentane Anzahl von 27 Richtern.34 Dieser Grundsatz galt jedoch nicht seit dem 

Bestehen des Gerichtshofs, sondern wurde erst im Laufe der Zeit entwickelt. Der 

Vorläufer des EuGH, der Gerichtshof der EGKS, umfasste sieben Richter, obwohl 

es nur sechs Gründungsmitglieder gab.35 Diese Zahl wurde nach und nach erhöht, 

um der steigende Arbeitsbelastung des EuGH entgegenzuwirken. So wurde durch 

den Vertrag von Amsterdam die Zahl der Richter bereits auf 15 angepasst.36 Ein 

direkter Zusammenhang zwischen der Anzahl der Richter und der Mitgliedstaaten 

der EU wurde durch den Vertrag von Nizza, der am 26. Februar 2001 in Kraft trat, 

erstmalig ausdrücklich normiert.37 Der Richter wird von der jeweiligen Regierung 

eines Mitgliedstaates vorgeschlagen und durch die restlichen Staaten ernannt. Der 

Grundsatz, dass jeweils pro Mitgliedstaat ein Richter dem EuGH angehören soll, 

soll die nationale Rechtsordnung, sowie die Kultur als auch Geschichte eines 

Mitgliedstaates im System der EU wiederspiegeln. Weiters soll dieser Grundsatz 

auch die Anerkennung von Urteilen erleichtern. Man sieht also, dass der 

vorgeschlagene Richter innerhalb der EU nicht einen Mitgliedstaat, sondern deren 

Rechtsordnung vertritt.38 

                                                      
32

 Berger, Die Ausgestaltung der Neuerungen im Rechtsschutzsystem in Eilmansberger /Griller /Obwexer 

(Hrsg), Rechtsfragen der Implementierung des Vertrags von Lissabon, 2011, 344 

33
 Hakenberg/Schilhan, ZfRV 2008, 106 

34
 Karper, Reformen des Europäischen Gerichts- und Rechtsschutzsystems

2
, 2011, 72 

35
 Art. 32 Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (1951) 

36
 Vertrag  von Amsterdam  zur Änderung  des Vertrags über die Europäische Union, der Verträge  zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender Rechtsakte, ABL 

1997, C 340/1 

37
 Lenz, Gerichtsbarkeit in der EU nach dem Vertrag von Nizza, EuGRZ 2001, 437 

38
 vgl. Fn. 32 
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Der Rang der Richter untereinander richtet sich nach dem Dienstalter, bzw. bei 

gleichem Dienstalter nach dem Lebensalter.39 

Um Richter am EuGH zu werden, müssen zwei Voraussetzungen erfüllt sein: 

Gemäß Art. 253 AEUV40  sollen nur Personen zugelassen sein, die jede Gewähr 

für Unabhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen 

Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt 

hervorragender Befähigung sind. 

Daraus ergibt sich, dass neben Richtern der jeweiligen Mitgliedstaaten auch 

Rechtswissenschaftler, wie auch Nichtjuristen, sofern sie die in ihrem Heimatland 

geltenden Vorraussetzungen für die höchsten richterlichen Ämter erfüllen, als 

Richter am EuGH berufen werden können. Wie allerdings die Voraussetzungen für 

die höchsten richterlichen Ämter in den jeweiligen Mitgliedstaaten ausgestaltet 

sind, bleibt ihnen selbst überlassen.41 

Nach Art. 2 der Satzung des EuGH42 hat jeder Richter vor Aufnahme seiner 

Tätigkeit in einer öffentlichen Sitzung einen Eid, sein Amt unparteiisch und 

gewissenhaft auszuüben, sowie das Beratungsgeheimnis zu wahren, abzulegen. 

Art. 253 AEUV bestimmt weiters, dass die Richter auf sechs Jahre ernannt 

werden, wobei alle drei Jahre eine teilweise Neubesetzung der Stellen 

vorgenommen wird. Die Neubesetzung betrifft abwechselnd vierzehn und dreizehn 

Richter. Der Grund für die regelmäßige Neubesetzung liegt darin, dass die 

Mitgliedstaaten, die die Richter vorschlagen bzw. gemeinsam ernennen, auch 

über deren Amtszeit bestimmen sollen.43 

 Bei ausscheidenden Richtern ist allerdings eine Wiederernennung zulässig.44 

Das Amt endet entweder durch Neubesetzung, Tod oder Rücktritt. Der Rücktritt 

setzt eine empfangsbedürftige Erklärung voraus, die jedoch weder fristgebunden 

ist, noch begründet werden muss. Der Rücktritt kann nur von dem jeweiligen 

Richter angestrebt werden. Mit der richterlichen Unparteilichkeit unvereinbar wäre 

es, wenn ein Mitgliedstaat den von ihm vorgeschlagenen Richter zum Rücktritt 

                                                      
39

 Niedermühlbichler, Verfahren, 23 

40
 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABL 2008 C 115/47  

41
 Borchardt, Der Europäische Gerichtshof. Besetzung, Anrufung, Zuständigkeiten, Vorabentscheidung und 

einstweiliger Rechtsschutz. Kommentar zu den Art 220-245 EGV mit Textanhang
1
, 2000, 61 

42
 Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union, ABL 2010 C 83/210 

43
 Wägenbaur, EuGH VerfO Satzung und Verfahrensordnungen EuGH/EuG, 2008, 10 

44
 Karper, Reformen

2
, 73 
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auffordert oder zwingt. Eine weitere Möglichkeit des Amtsendes stellt die 

Amtsenthebung nach Art. 6 der Satzung des EuGH dar. Demnach kann ein 

Richter seines Amtes mit einstimmigem Urteil aller Richter und Generalanwälte 

enthoben werden, wenn er nicht mehr die notwendigen Vorraussetzungen erfüllt, 

oder seinen Pflichten nachkommt.45 

Mit dem Richteramt sind auch eine Reihe von Rechten und Pflichten verbunden. 

Wie bereits erwähnt, hat jeder Richter sein Amt unparteiisch und gewissenhaft 

auszuüben.46 Um die richterliche Unparteilichkeit zu festigen, ist es den Richtern 

nicht erlaubt ein politisches Amt bzw. ein Amt in der Verwaltung zu übernehmen. 

Die Richter dürfen grundsätzlich weder entgeltliche noch unentgeltliche 

Berufstätigkeiten ausüben, außer der Rat nimmt ausnahmsweise von dieser 

Bestimmung Abstand.47 

Art. 3 der Satzung des EuGH legt fest, dass die Richter des EuGH keiner 

Gerichtsbarkeit unterworfen sind. Diese Immunität besteht auch noch nach der 

Beendigung des Amtes. Allerdings handelt es sich um eine rein persönliche und 

berufsbezogene Immunität. Demnach fallen private Handlungen nicht unter diesen 

Artikel.48 

 

2.3.2 Generalanwalt 

 

Die Institution des Generalanwaltes, die nur in Frankreich und den Niederlanden 

bekannt war, wurde auch am EuGH eingesetzt, um die Eingliedrigkeit des 

Gerichtssystems entgegenzuwirken.49 

Der EuGH wird durch acht Generalanwälte unterstützt, während Deutschland, 

Frankreich, Spanien, Italien und das Vereinigte Königreich jeweils einen ständigen 

Generalanwalt stellen. Die anderen drei werden durch die restlichen 

Mitgliedstaaten abwechselnd in einer bestimmten Reihenfolge gestellt. 50  

 

                                                      
45

 Wägenbaur, Verfahrensordnungen EuGH/EuG, 7 f 

46
 vgl. Art. 2 Satzung des EuGH 

47
 Wägenbaur, Verfahrensordnungen EuGH/EuG, 5 

48
 Wägenbaur, Verfahrensordnungen EuGH/EuG, 4 

49
 Borchardt, Der Europäische Gerichtshof

1
, 59 

50
 Niedermühlbichler, Verfahren, 24 
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Die Hauptaufgabe der Generalanwälte besteht gem. Art. 252 AEUV  darin, 

Ăºffentlich und in vºlliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete 

Schlussantrªge zu den Rechtssachen zu stellenñ. Diese Schlussantrªge 

entsprechen in der Praxis, obwohl sie unverbindlich sind, recht häufig den 

Urteilen. Es kann allerdings seit 2003 auch ohne Schlussanträge entschieden 

werden, wenn der EuGH der Meinung ist, die Rechtsfrage werfe keine neuen 

Rechtsfragen auf.51  

Nach Art. 10 VerfO des EuGH52 wird aus der Mitte der Generalanwälte der Erste 

Generalanwalt gewählt. Dieser ist einerseits für die Verteilung der Rechtssachen 

unter den Generalanwälten zuständig, andererseits trifft er die notwendigen 

Maßnahmen bei Verhinderung oder Abwesenheit eines Generalanwalts.53 Weiters 

ist der Erste Generalanwalt für die Überprüfung der Entscheidungen des EuG im 

Rechtsmittelverfahren bzw. Vorabentscheidungsverfahren zuständig. Er kann 

diese dem EuGH bei Beeinträchtigung der Einheit oder Kohärenz vorlegen.54 

Was die Voraussetzungen, Ernennung bzw. Amtszeit betrifft, sind die 

Generalanwälte den Richtern gleichgestellt.55 Aus diesem Grund gilt das unter 

2.2.1 Gesagte auch für Generalanwälte. 

 

2.3.3 Präsident 

 

Aus allen Richtern des EuGH wird ein Präsident für drei Jahre gewählt, wobei eine 

Wiederwahl nicht ausgeschlossen ist.56 

Seine Hauptaufgabe liegt in der Leitung der Verwaltung und der rechtsprechenden 

Tätigkeit des EuGH. Weiters führt der Präsident  auch den Vorsitz im Plenum bzw. 

der Großen Kammer.57 

 

 

 

                                                      
51

 Hakenberg/Stix-Hackl, Handbuch zum Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof Teil 1
3
, 2005, 26 

52
 Verfahrensordnung des Gerichtshofs, ABL 1991 L 176/1 idF ABL 2011 L 162/17 
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2.3.4. Kanzler 

 

Die Aufgabe des Kanzlers befasst sich mit dem organisatorischen Ablauf. Man 

kann die Kanzlei mit der Geschäftsstelle eines nationalen Gerichts vergleichen.58 

Zur Erledigung des organisatorischen Ablaufs werden dem Kanzler gem. Art. 12 

Satzung des EuGH Beamte und sonstige Bedienstete unterstellt. Der Kanzler wird 

durch die Richter sowie den Generalanwälten auf die Dauer von sechs Jahren 

bestellt. 59 

 

2.4 Spruchkörper 

 

Als Spruchkörper existieren am EuGH Kammern, eine Große Kammer und das 

Plenum. Es sind Kammern mit drei und mit fünf Richtern zu bilden. An der Spitze 

der Kammern mit fünf Richtern stehen die Präsidenten der jeweiligen Kammern, 

die aus der Mitte der Richter auf drei Jahre gewählt werden, wobei eine einmalige 

Wiederwahl zulässig ist.60  

Die Große Kammer besteht aus dreizehn Richtern. Der Präsident des 

Gerichtshofs hat den Vorsitz der Großen Kammer inne. Weiters gehören auch 

automatisch die Präsidenten der Kammern mit fünf Richtern diesem Spruchkörper 

an. Die weiteren Richter werden nach Maßgabe der Verfahrensordnung ernannt.61 

Entscheidungen der Großen Kammer sind nach Art. 16 Satzung des EuGH nur bei 

Anwesenheit von mindestens neun Richtern gültig. Die Große Kammer tagt nur 

auf Antrag eines am Verfahren beteiligten Mitgliedstaates oder 

Gemeinschaftsorgans.62 Desweiteren handelt es sich um ĂRechtssachen von 

groÇer juristischer und politischer Bedeutungñ.63 

Als ein weiterer Spruchkörper ist das Plenum zu nennen. Das Plenum besteht aus 

27 Richtern, wobei gültige Entscheidungen nur bei Anwesenheit von 15 Richtern 

zustande kommen. Das Plenum tagt allerdings nur in Ausnahmefällen. Beispiel 

                                                      
58

 Karper, Reformen
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 Baltes, Die demokratische Legitimation und die Unabhängigkeit des EuGH und des EuG, 2011, 9 
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, 27 iVm Art 16 Satzung des EuGH 

62
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dafür wären Verfahren, in denen es um die Absetzung eines Mitgliedes der 

Kommission (Art. 245 Abs. 2 iVm Art. 247 AEUV) oder die Amtsenthebung eines 

Rechnungshofmitgliedes (Art. 286 Abs. 6 AEUV) geht.64 

 

Die nachfolgende Abbildung zeigt ganz deutlich, dass die Kammern mit drei oder 

fünf Richtern der Regelfall sind, während Große Kammer und Plenum die 

Ausnahme bilden. 

 

Kammern mit 3 

Richtern

48%

Kammern mit 5 

Richtern

42%

Große Kammer 

9%

Plenum

1%

65 

Abbildung 1: Verteilung der Rechtssachen 
 

 

2.5 Funktionen und Aufgaben des EuGH 
 
 
Der Gerichtshof der EGKS war in erster Linie als ein Verwaltungs- bzw. 

Dienstgericht konzipiert. Die Rechtsprechung war primär durch Entscheidungen im  

Kohle- und Stahlbereich geprägt. Eine enge Zusammenarbeit mit nationalen 

Gerichten bildete die Ausnahme. Die Funktion bzw. Zuständigkeit des EuGH 

änderte sich mit der Gründung der EWG und EAG erheblich. Der 

Anwendungsbereich der Rechtsprechung erweitertet sich massiv, da jetzt nicht 

nur mehr die Montanunternehmen der Kompetenz des EuGH unterlagen, sondern 

auch alle andere Industriebereiche, wie z.B. Handel, Gewerbe, Banken, 

Versicherungen.66 

Die Funktionen des EuGH haben sich im Laufe seines Bestehens immer weiter 

gebildet. Einerseits übernimmt er unter anderem die Rolle eines 

                                                      
64

 vgl.  Art. 16f Satzung des EuGH 
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Verfassungsgerichts im Verhältnis der gemeinschaftlichen Organe untereinander 

bzw. im Verhältnis der Organe zu den Mitgliedstaaten. Während der EuGH 

andererseits im Verhältnis der Organe zu Privaten als Verwaltungsgericht tätig 

wird.67 

Die zentralen Aufgaben des EuGH werden durch Art. 19 EUV68 festgelegt. 

Demnach soll der EuGH Ădie Wahrung des Rechts bei der Auslegung und 

Anwendung der Vertrªgeñ sichern. Mit dem Wort ĂVertragñ sind allerdings nicht nur 

die Gründungsverträge gemeint, sondern es sollen sowohl primäres als auch 

sekundäres Gemeinschaftsrecht umfasst werden. Der Art. 19 EUV ist allerdings 

nicht als Generalklausel zu verstehen, denn auch der EuGH kann nur tätig 

werden, wenn ihm durch die Verträge bzw. durch seine Satzung oder 

Verfahrensordnung ausdrücklich Einzelzuständigkeiten übertragen werden.69 

Unter ĂAnwendung der Vertrªgeñ versteht man die Subsumierung eines konkreten 

Sachverhalts unter einer Rechtsnorm, wªhrend es bei der ĂAuslegungñ  allerdings 

um die Ermittlung des Inhalts geht. Der EuGH greift bei der Auslegung des 

Unionsrechts auf Methoden zurück, die im Wesentlichen auch in den 

Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten vorhanden sind. Beispiele für solche 

Methoden sind unter anderem, 

¶ die Auslegung, die sich am Wortlaut orientiert 

(grammatikalische Auslegung) 

¶ die Auslegung, die auf den Beziehungszusammenhang 

innerhalb der Rechtsordnung abstellt (systematische 

Auslegung) sowie 

¶ die teleologische Auslegung, bei der der Sinn und Zweck 

einer Norm im Vordergrund steht.  

 

Eine weitere für das Gemeinschaftsrecht sehr bedeutende Methode ist die effet 

utile Auslegung. Diese Methode beschäftigt sich mit der nützlichen Wirkung einer 

Norm.70 
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Eine weitere wichtige Befugnis des EuGH stellt auch die richterliche 

Rechtsfortbildung dar. Diese ist besonders auf Grund der Lückenhaftigkeit des 

Unionsrechts enorm wichtig, allerdings nicht schrankenlos zulässig. Dem EuGH 

sind einerseits durch den Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung 

andererseits durch den Ermessensspielraum der Rechtsetzungsorgane bei der 

Erlassung von Verordnungen bzw. Richtlinien, Schranken gesetzt.71 

 

2.6 Verfahrensarten 

 

Die Verfahrensarten der Europäischen Gemeinschaft kann man grundsätzlich in 

vier Gruppen einteilen: 

 

¶ Verfassungsrechtliche Verfahren haben Streitigkeiten 

zwischen der Gemeinschaft bzw deren Organe und den 

Mitgliedstaaten zum Inhalt. 

¶ Verwaltungsrechtliche Verfahren befassen sich mit 

Konflikten zwischen den Gemeinschaftsorganen und 

natürlichen bzw. juristischen Personen. 

¶ Sonstige Verfahren stellen eine Mischform aus den beiden 

ersten dar. 

¶ Rechtsmittelverfahren 72 

 

Das Rechtsschutzsystem der Europäischen Gemeinschaft kennt das 

Vertragsverletzungsverfahren, die Nichtigkeitsklage, die Untätigkeits- sowie 

Schadenersatzklage, das Vorabentscheidungsverfahren sowie ein 

Rechtsmittelverfahren. Neben diesem Katalog bestehen auch noch eine Reihe 

von sonstigen Verfahren oder anderen Rechtsbehelfen, wie zum Beispiel das 

Schiedsverfahren, Erstattung von Gutachten oder Einrede der Rechtswidrigkeit.73 

Die Zuständigkeiten für die jeweiligen Verfahren sind zwischen dem EuG und dem 

EuGH genau geregelt, wobei auch die Verteilung im Laufe der Zeit mehrmals 

geändert wurde. 
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Die Zuständigkeitsverteilung zwischen EuGH und EuG sah in der Fassung des 

Amsterdamer Vertrages eine generelle Zuständigkeit des EuGH vor, sofern eine 

Zuständigkeit nicht ausdrücklich dem EuG zugewiesen wurde. Dieses System 

wurde jedoch durch den Vertrag von Nizza erheblich geändert. 74 

Das neue System der Zuständigkeitsverteilung sieht vor, dass das EuG für die 

meisten Direktklagen, wie z.B. Nichtigkeitsklagen oder Schadenersatzklagen, im 

ersten Rechtszug zuständig ist, mit Ausnahme von Klagen, die entweder 

gerichtlichen Kammern zugewiesen sind, oder dem EuGH vorbehalten sind. 

Beispiele für Klagen, die dem EuGH vorbehalten sind, wären Klagen der 

Mitgliedstaaten, der Gemeinschaftsorgane sowie jene der Europäischen 

Zentralbank (EZB). Weiters ist der EuGH in Vorabentscheidungsverfahren, sofern 

keine abweichenden Bestimmungen bestehen, allein zuständig.75 

In der Realität gibt es ein starkes Ungleichgewicht hinsichtlich der Verteilung der 

Verfahrensarten. Die Verteilung der Verfahrensarten mit denen sich der EuGH zu 

befassen hat sieht wie folgt aus: 

 

¶ Vorabentscheidungsverfahren 45% 

¶ Vertragsverletzungsverfahren 28% 

¶ Nichtigkeitsverfahren 14% 

¶ Rechtsmittelverfahren 10% 

¶ Sonstiges 3% 76 

 

2.6.1 Vorabentscheidungsverfahren 

 

Das Vorabentscheidungsverfahren hat sich zu einem enorm wichtigen Instrument 

mit mehrfacher Bedeutung herausgebildet. Einerseits wird dadurch der Dialog 

zwischen den nationalen und den Gemeinschaftsgerichten verstärkt. Andererseits 

wird dadurch gewährleistet, dass das Gemeinschaftsrecht in allen Mitgliedstaaten 
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gleich ausgelegt wird.77 Es handelt sich dabei um ein nicht kontradiktorisches 

Zwischenverfahren, welches in ein nationales Verfahren eingebettet ist.78  

Gemäß Art. 267 AEUV entscheidet der EuGH im Wege der Vorabentscheidung 

einerseits über die Auslegung der Verträge und andererseits über die Gültigkeit 

und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder sonstige 

Stellen der Union. Somit können Fragen, die die Gültigkeit des Primärrechts bzw. 

die Gültigkeit oder Auslegung nationaler Rechtsnormen betreffen, nicht 

Gegenstand eines Vorabentscheidungsverfahrens sein.79 Ebenso wenig bilden 

Fragen über die Vereinbarkeit von Unionsrecht mit nationalem Recht Gegenstand 

dieses Verfahrens.80  Die Auslegung der Verträge umfasst das gesamte primäre 

Gemeinschaftsrecht. Auch die allgemeinen Rechtsgrundsätze zählen zum 

Primärrecht, aber diese können nicht allein, sondern nur in Verbindung mit 

anderen Vorschriften, einen Gegenstand des Vorabentscheidungsverfahrens 

bilden.81  

Unter Handlungen der Organe bzw. sonstiger Einrichtungen und Stellen werden 

sämtliche sekundären Rechtsakte der Union verstanden, wie zum Beispiel 

Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Empfehlungen, Stellungnahmen aber 

auch Entschließungen. Desweiteren können auch die Verfahrensordnungen sowie 

auch Urteile der Gemeinschaftsgerichte, sofern nicht deren Gültigkeit angezweifelt 

wird, Gegenstand eines Vorabentscheidungsverfahrens bilden.82 

Das Vorabentscheidungsverfahren wird nach Art. 267 Abs. 2 AEUV durch ein 

Gericht eines Mitgliedstaates eingeleitet. Dieser Gerichtsbegriff wurde durch den 

EuGH im Laufe der Zeit näher konkretisiert.83 Nach Ansicht des EuGH müssen 

folgende Punkte erf¿llt sein, damit man von einem ĂGerichtñ im Sinne des Art. 267 

AEUV sprechen kann: 

¶ Unabhängigkeit 

¶ gesetzliche Grundlage 
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¶ ständiger Charakter 

¶ obligatorische Zuständigkeit 

¶ verbindliche Entscheidungen 

¶ Entscheidungen nach Rechtsnormen 

 

In Österreich erfüllen folgende Behörden diese Kriterien und sind daher 

vorlageberechtigt: 

   

¶ ordentliche Gerichte 

¶ Gerichte des öffentlichen Rechts 

¶ Kollegialbehörden mit richterlichen Einschlag 

¶ Unabhängige Verwaltungssenate 

¶ Unabhängige Umweltsenat 

¶ Kartellgericht und Kartellobergericht 

¶ Oberste Patentamt 

¶ Spruchsenate bei den Finanz- und Zollämtern 84 

 

Vorlageberechtigt sind nur die Gerichte der Mitgliedstaaten und nicht die Parteien 

des Ausgangsverfahrens, Behörden und Gerichte von Drittstaaten sowie 

internationale Organisationen. Ob eine Vorlage im konkreten Einzelfall erforderlich 

ist, liegt im Ermessen des nationalen Gerichts. Die Parteien können eine solche 

nicht erzwingen sondern nur anregen. Eine Vorlage ist in jedem Stadium und aus 

jedem Verfahren heraus möglich.85 

In Art. 267 AEUV wird zwischen Vorlageberechtigung und Vorlagepflicht 

unterschieden. Vorlageberechtigt ist, wie oben bereits ausgef¿hrt, jedes ĂGerichtñ 

eines Mitgliedstaates. Eine obligatorische Vorlage ist dann vorgesehen, wenn in 

einem letztinstanzlichen Verfahren eine Auslegungs- bzw. Gültigkeitsfrage 

auftaucht. Wird diese Pflicht von einem nationalen Gericht nicht erfüllt, liegt eine 

Vertragsverletzung vor.86 Denkbar wäre weiters auch noch eine Beschwerde an 

den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte wegen Nichteinhaltung des 
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fairen Verfahrens. Als Sanktion einer erfolgreichen Beschwerde kommen 

Entschädigungen nach Art. 41 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) in 

Betracht. Wenn es die nationale Rechtsordnung vorsieht, könnte auch eine 

Wiederaufnahme des abgeschlossenen Verfahrens in Betracht kommen.87 Ein 

letztinstanzliches Verfahren liegt immer dann vor, wenn die daraus resultierende 

Entscheidung nicht mehr mit einem ordentlichen Rechtsmittel bekämpft werden 

kann.88  

Die Vorlagepflicht gilt aber nicht unbeschränkt, sondern unterliegt gewissen 

Grenzen. Sie entfällt, wenn der EuGH die Frage schon in einem ähnlichen 

Verfahren beantwortet hat oder in einstweiligen Verfügungsverfahren.89 

Das Vorabentscheidungsverfahren ist nicht durch besonders viele 

Formvorschriften geprägt, jedoch muss die Vorlagefrage gewissen Anforderungen 

genügen. So ist diese so zu formulieren, dass der EuGH das Rechtsproblem 

erfassen kann. Sobald der EuGH das Rechtsproblem erkennt, formuliert er 

unzureichend gestellte Fragen um bzw. kürzt oder vereinfacht er diese. Für das 

Vorabentscheidungsverfahren existieren keine wirklichen Muster, da dieses immer 

sehr einzelfallbezogen ist.90  

Das Verfahren wird durch Übermittlung der Vorlage an die Kanzlei des 

Gerichtshofs eingeleitet. Danach wird das Ersuchen in sämtliche Amtssprachen 

der Union übersetzt und wird den Parteien des Ausgangsverfahrens bzw. dem 

Organ oder sonstige Einrichtung bzw. Stelle der Union zugestellt. Die Parteien 

können dann innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftliche Erklärungen 

abgeben. Der weitere Verlauf unterscheidet sich kaum von den Klageverfahren. 

Auch im Vorabentscheidungsverfahren kommt es nach den schriftlichen 

Erklärungen zur mündlichen vor dem EuGH.  Das Verfahren wird mit begründetem 

Beschluss des Gerichtshofs beendet, wenn die Frage bereits entschieden wurde, 

oder kein Raum für Zweifel besteht.91 In allen anderen Fällen entscheidet der 

EuGH über die Vorlagefrage mittels Urteil. Dadurch wird das nationale Verfahren 

genau in dem Stadium der Unterbrechung wieder weitergeführt.  
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Bei den Wirkungen des Urteils muss zwischen Auslegungs- und Gültigkeitsfragen 

unterschieden werden. Bei Auslegungsfragen entfaltet das Urteil nur für den 

konkreten Einzelfall Bindungswirkung, das gilt allerdings auch für alle späteren 

Instanzen. In anderen Verfahren mit ähnlicher Rechtsfrage besteht keine 

Bindungswirkung, allerdings wird man aus Gründen der Rechtssicherheit eine 

Präjudizwirkung annehmen können. Liegt eine Gültigkeitsfrage vor, so erklärt der 

EuGH den Rechtsakt inter omnes für ungültig.92 Die Urteile aus 

Vorabentscheidungsverfahren entfalten ex tunc ï Wirkung, und zwar unabhängig 

ob es sich um Auslegungs- oder Gültigkeitsfragen handelt. Dem EuGH steht auch 

die Möglichkeit offen die rückwirkende Kraft zeitlich zu beschränken. Eine solche 

Beschränkung sollte nur eine Ausnahme bilden und muss gesondert im Urteil 

angeordnet werden.93 

 

2.6.2 Vertragsverletzungsverfahren 

 

Das Vertragsverletzungsverfahren wird in den Artikeln 258 ff AEUV geregelt. Art. 

258 AEUV gibt der Kommission die Möglichkeit ihrer Aufgabe als Hüterin der 

Verträge wahrzunehmen, indem sie bei einem Verstoß eines Mitgliedstaates 

gegen Gemeinschaftsrecht Klage an den EuGH erheben kann.94 

Die aktive Klagslegitimation kommt neben der Kommission auch noch den 

Mitgliedstaaten nach Art. 259 AEUV und dem Verwaltungsrats der Europäischen 

Investitionsbank (EIB) nach Art. 271 lit. a AEUV zu. 95 

In der Praxis spielt das Verfahren nach Art. 259 AEUV kaum eine Rolle. Das 

Verfahren nach Art. 258 AEUV sowie jenes nach Art. 259 AEUV bestehen 

nebeneinander. Daraus folgt, dass die Kommission trotzdem nach Art. 258 AEUV 

vorgehen kann, auch wenn ein Mitgliedstaat bereits Klage nach Art. 259 AEUV 

eingebracht hat.96 

Für natürliche oder juristische Personen gibt es keine Möglichkeit direkt Klage an 

den EuGH zu erheben. Es besteht aber die Möglichkeit einer Beschwerde an die 
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Kommission, um auf diese Weise ein Vertragsverletzungsverfahren anzustrengen. 

Allerdings ist die Kommission nicht verpflichtet eine Beschwerde aufzugreifen. Für 

diese Beschwerdemöglichkeit stellt die Kommission ein eigenes Formblatt97 zur 

Verfügung. 98  

 

Für Vertragsverletzungsklagen ist nach Art. 19 EUV der EuGH allein zuständig. 

Als zulässiger Klagegegenstand kommen nur staatliche Vertragsverstöße, die von 

Verfassungsorganen oder von Behörden begangen wurden, in Betracht.99 Der 

Verstoß kann sowohl in einem Tun als auch in einer Unterlassung bestehen. 

Obwohl Art. 258 AEUV von einem Verstoß gegen die gemeinschaftlichen Verträge 

spricht, kann ein Vertragsverletzungsverfahren auch bei einem Verstoß gegen 

allgemeine Rechtsgrundsätze oder sekundäres Gemeinschaftsrecht eingeleitet 

werden.100 Die europäische Kommission hat die Vertragsverletzung entweder von 

Amts wegen oder aufgrund einer Beschwerde aufzugreifen.101 

Das Vertragsverletzungsverfahren teilt sich in ein Vorverfahren und in ein 

Hauptverfahren. Die Kommission versucht zuerst den Sachverhalt genauer zu 

untersuchen und mit dem betreffenden Mitgliedstaat eine Einigung zu erzielen. 

Sollte dieser informelle Kontakt nicht den erwünschten Erfolg bringen, wird von der 

Kommission das Vorverfahren mit einem Mahnschreiben an den Mitgliedstaat 

eröffnet.102 Das Mahnschreiben hat die Androhung einer 

Vertragsverletzungsklage, sowie den Gegenstand des Verfahrens und eine Frist, 

innerhalb der sich der Mitgliedstaat äußern soll, zu enthalten. Es besteht aber 

grundsätzlich keine Verpflichtung für den Mitgliedstaat sich innerhalb der Frist zu 

äußern.  Verstreicht die Frist ohne eine Äußerung des Mitgliedstaates oder 

besteht nach Ansicht der Kommission der Vorwurf trotz Äußerung weiterhin, so 

ergeht eine mit Gründen versehene Stellungnahme an den Mitgliedstaat.103 Diese 

mit Gründen versehene Stellungnahme muss genau darlegen worin der Verstoß 

des Mitgliedstaates besteht und weiters muss die Kommission ihre Ansicht 
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begründen sowie eine Frist setzen, innerhalb dieser der Mitgliedstaat den Verstoß 

zu beseitigen hat.104  

Wird der Verstoß durch den Mitgliedstaat nicht innerhalb der, in der mit Gründen 

versehenen Stellungnahme beseitigt, so hat die Kommission die Möglichkeit das 

Klageverfahren mittels Klageschrift einzuleiten. Auf die Anforderungen eines 

Schriftstückes werden wir später noch genau eingehen.  

Entscheidet sich die Kommission Klage vor dem EuGH zu erheben, kann sie 

allerdings nur jene Gründe geltend machen, die bereits im Vorverfahren 

eingebracht wurden. Anders ausgedrückt bedeutet dies, dass der 

Streitgegenstand nicht erweitert werden darf und falls neue Vorwürfe bzw Gründe 

auftreten, die Kommission ein neues Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten 

hat.105 

Die erhobene Vertragsverletzungsklage durch die Kommission ist begründet, 

wenn die Tatsachen, die von der Kommission behauptet werden, sich als richtig 

herausstellen und sich dadurch ein Verstoß eines Mitgliedstaates gegen das 

Gemeinschaftsrecht ergibt. 106 

Kommt der EuGH zum Ergebnis, dass die Klage begründet ist, erlässt er ein 

Feststellungsurteil.107 In diesem Urteil wird festgestellt, ob der Mitgliedstaat ein 

vertragswidriges Handeln gesetzt hat oder nicht. 108 Die Entscheidung des EuGH 

ist nur auf die Feststellung der Vertragsverletzung beschränkt. Das bedeutet 

einerseits, dass es nicht vollstreckbar ist und andererseits darf der EuGH den 

Vertragsverstoß des Mitgliedstaates nicht aufheben.109 Art. 260 Abs. 1 AEUV 

bestimmt, dass der betreffende Mitgliedstaat selbst für die Beendigung bzw. 

Beseitigung des Vertragsverstoßes zu sorgen hat. 

Erfüllt der Mitgliedstaat nicht die Verpflichtungen, die sich aus dem 

Feststellungsurteil ergeben, hat die Kommission die Möglichkeit ein Verfahren 

nach Art. 260 Abs. 2 AEUV einzuleiten.110 In diesem Verfahren geht es im 

Wesentlichen um die Verhängung von Sanktionen, welche als Zwangsgeld oder 
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als Pauschalbetrag bestehen können. Das Verfahren wurde durch den Vertrag 

von Lissabon erheblich geändert. Vor dem Vertrag von Lissabon wurde, wie auch 

das Vertragsverletzungsverfahren, das Verfahren über die Verhängung von 

Sanktionen durch die Kommission mittels Mahnschreiben an den Mitgliedstaat 

eingeleitet. Kam der betreffende Mitgliedstaat der Verpflichtung aus dem Urteil 

trotzdem nicht nach, erging eine mit Gründen versehene Stellungnahme in der die 

Kommission auch die Höhe der Sanktion anzugeben hatte. Erst danach konnte 

der EuGH angerufen werden.111  

Die neue Situation nach dem Vertrag von Lissabon sieht so aus, dass das 

Verfahren beschleunigt wird, indem die mit Gründen versehene Stellungnahme 

wegfällt. Es kann also direkt nach dem Mahnschreiben der Kommission der EuGH 

angerufen werden, wenn der Mitgliedstaat trotz Mahnschreiben die Verpflichtung 

aus dem Urteil nicht erfüllt oder sich nicht oder nicht ausreichend dazu äußert. Der 

Vertrag von Lissabon brachte eine weitere bedeutende Änderung durch die 

Einführung des Art. 260 Abs. 3 AEUV. Dieser Absatz ermöglicht es der 

Kommission bereits in der Vertragsverletzungsklage vorzuschlagen finanzielle 

Sanktionen zu verhängen für den Fall, dass ein Mitgliedstaat Maßnahmen zur 

Umsetzung einer gemäß einem Gesetzgebungsverfahren erlassene Richtlinie 

unterlässt. Der wesentliche Grund für diese neue Regelung war, dass man gegen 

die  in der Praxis recht häufig gewordene verspätete Umsetzung von Richtlinien 

direkt vorgehen konnte.112 

Die Höhe der finanziellen Sanktion ist von verschiedenen Umständen abhängig, 

welche die Kommission in Richtlinien näher definiert. Es kommt einerseits auf die 

Schwere bzw. auch auf die Dauer des Verstoßes, andererseits aber auch auf die 

Abschreckungswirkung bzw. auf die finanzielle Lage des jeweiligen 

Mitgliedstaates an.113  

Nach Art. 260 AEUV kommen als finanzielle Sanktion das Zwangsgeld oder ein 

Pauschalbetrag in Betracht. Trotz des Wortlautes dieses Artikels bejaht die 

Kommission auch eine Kombination von Zwangsgeld und Pauschalbetrag.114  
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Das Zwangsgeld ergibt sich aus der Summe der Tagessätze, die vom 

Mitgliedstaat ab Zustellung des zweiten Urteils des EuGH bis zur Beendigung 

bzw. Beseitigung des Verstoßes zu bezahlen ist. Mithilfe dieser Form der 

Sanktion, soll also der vertragswidrig handelnde Mitgliedstaat gezwungen werden, 

wieder vertragskonform zu handeln, während es beim Pauschalbetrag in erster 

Linie um die Abschreckungsfunktion geht.115 Bei der Berechnung des 

Zwangsgeldes bzw. des Pauschalbetrages geht man von einem Grundbetrag aus, 

welcher mit Koeffizienten, die einerseits die Schwere andererseits die Dauer des 

Verstoßes berücksichtigen, multipliziert. Die Tagessätze, die sich durch diese 

Berechnung ergeben sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich; der 

Tagessatz für Malta beträgt zum Beispiel nur 211,20 Euro während dieser für 

Deutschland 823 632 Euro beträgt. Dasselbe gilt auch für den Pauschalbetrag, 

wobei der geringste 174 000 Euro für Malta und der höchste 1 1323 000 Euro für 

Deutschland beträgt.116 

 

2.6.3 Nichtigkeitsklage 

 

Geregelt ist die Nichtigkeitsklage in den Artikeln 263 und 264 AEUV. Sinn dieser 

Klage ist es die Handlungen der europäischen Organe auf ihre Rechtmäßigkeit 

bzw. Gültigkeit zu überprüfen.117  

Die Zuständigkeit ist bei der Nichtigkeitsklage zwischen EuG und EuGH geteilt. 

Die Nichtigkeitsklage ist im ersten Rechtszug immer vor dem EuG zu erheben, 

wenn sie von einer natürlichen oder juristischen Person angestrebt wird. Während 

die Klagen der Mitgliedstaaten, des Rates, des Europäisches Parlamentes (EP), 

der Kommission oder der EZB immer vor dem EuGH zu erheben sind. Gegen die 

Urteile des EuG kann ein Rechtsmittel beim EuGH erhoben werden, welches 

allerdings nur auf Rechtsfragen beschränkt ist. Auf dieses Rechtsmittel wird später 

noch näher eingegangen. Die oben genannten aktiv Klageberechtigten sind 

allerdings nicht alle gleichberechtigt hinsichtlich der Voraussetzungen für eine 

Klage. Man unterscheidet zwischen privilegierte, teilprivilegierte und nicht 

privilegierte Klageberechtigte. Zu der ersten Gruppe zählen die Mitgliedstaaten, 
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der Rat und die Kommission und seit dem Vertrag von Nizza auch das EP. Der 

Rechnungshof, die EZB sowie der Ausschuss der Regionen zählen zur Gruppe 

der teilprivilegierten Klageberechtigten und natürliche oder juristische gehören zu 

den nicht privilegierten. Der Unterschied liegt darin, dass die privilegierten die 

Nichtigkeitsklage jederzeit und gegen jeden verbindlichen Rechtsakt der 

Gemeinschaft erheben können, während die zweite Gruppe die Nichtigkeitsklage 

nur Ăzur Wahrung ihrer Rechteñ erheben kann. Natürliche bzw. juristische 

Personen können nur klagen, wenn sie durch eine Handlung unmittelbar und 

individuell betroffen sind, oder wenn sie durch einen Rechtsakt mit 

Verordnungscharakter unmittelbar betroffen sind und keine 

Durchführungsmaßnahmen nach sich zieht.118   

Passiv legitimiert sind neben dem Rat und der Kommission auch noch das 

Europäische Parlament, der Rechnungshof sowie die EZB.119 

Der Klagegegenstand ergibt sich aus Art. 263 Abs. 1 AEUV. Demnach kommen 

sämtliche Gesetzgebungsakte sowie Handlungen des Rates, der Kommission 

sowie der EZB, sofern es nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen geht, in 

Betracht. Weiters können auch Handlungen des Europäischen Parlaments und 

des Europäischen Rates mit Rechtswirkungen gegenüber Dritten Gegenstand der 

Nichtigkeitsklage sein. 

Der Gegenstand der Nichtigkeitsklage muss bestimmte Voraussetzungen erfüllen: 

Erstens muss es sich um einen rechtlich existenten Akt handeln, welcher der 

Europäischen Union zugerechnet werden kann und Außenrechtswirkung entfaltet. 

Die fehlende Außenwirkung ist auch der Grund wieso Empfehlungen oder 

Stellungnahmen oder auch reine verwaltungsinterne Maßnahmen nicht 

Gegenstand einer Nichtigkeitsklage sein können. Die Wirkung eines Rechtsakts 

nach außen hin ergibt sich aus dessen Inhalt und nicht aus der Bezeichnung bzw. 

der Form jenes Aktes.120 

Gemäß Art. 263 Abs. 6 AEUV ist die Erhebung der Nichtigkeitsklage zeitlich 

begrenzt. Die Klage kann nur binnen zwei Monaten erhoben werden. Diese Frist 

beginnt entweder mit der Bekanntgabe der Handlung, ab ihrer Mitteilung an den 
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Kläger oder ab Kenntnisnahme durch den Kläger zu laufen.121 Die 

Nichtigkeitsklage ist begründet, wenn der angefochtene Rechtsakt einen der in 

Art. 263 Abs. 2 AEUV genannten Nichtigkeitsgründen erfüllt. Die aufgezählten 

Nichtigkeitsgründe sind: 

a. Unzuständigkeit 

b. Verletzung wesentlicher Formvorschriften 

c. Verletzung der Verträge bzw. einer anzuwendenden 

Rechtsnorm 

d. Ermessensmissbrauch 122 

 

a. Unzuständigkeit 

 

Man muss zwischen vier verschiedenen Formen der Unzuständigkeit 

unterscheiden. Die äußere Unzuständigkeit umfasst jene Fälle, in denen die 

Gemeinschaft in einem Bereich tätig wird, der allerdings in die Zuständigkeit der 

Mitgliedstaaten fällt. Die innere Unzuständigkeit ist dann gegeben, wenn ein 

Gemeinschaftsorgan in einem Bereich tätig wird, der der Zuständigkeit eines 

anderen Gemeinschaftsorgans unterliegt. Neben diesen beiden gibt es auch noch 

die sachliche und räumliche Unzuständigkeit. Die erstere kommt zum Tragen, 

wenn ein Organ eine unzulässige Handlungsform verwendet, während die 

räumliche Unzuständigkeit gegeben ist, wenn ein Akt der Gemeinschaft 

unzulässigerweise außerhalb des Gemeinschaftsgebietes Wirkung entfaltet.123 

 

b. Verletzung wesentlicher Formvorschriften 

 

Die Formvorschriften, die nicht verletzt werden dürfen, lassen sich in vier Gruppen 

einteilen: 

 

¶ Beteiligungs- und Anhörungsrechte 

¶ Anforderungen an das Beschlussverfahren 

¶ Begründungspflicht 
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¶ Veröffentlichung von Rechtsakten 124 

 

c. Eine Verletzung der Verträge oder bei seiner Durchführung anzuwendende 

Rechtsnorm ist gegeben, wenn ein Verstoß gegen das geschriebene wie auch 

ungeschriebene primäre oder auch sekundäre Gemeinschaftsrecht vorliegt. 

Verträge in diesem Sinn beinhalten auch völkerrechtliche Verträge der 

Europäischen Gemeinschaft mit Drittstaaten. 125 

 

d. Wenn man durch schlüssiger und objektiver Indizien zum Ergebnis kommt, 

dass eine Handlung zu einem anderen, als den vorgesehenen Zweck, 

vorgenommen wurde, liegt ein Ermessensmissbrauch vor.126 

 
 

Kommt der EuGH zu dem Ergebnis, dass die Nichtigkeitsklage zulässig und 

begründet ist, so ergeht ein Gestaltungsurteil. Art. 264 AEUV bestimmt, dass die 

angefochtene Handlung durch das Urteil mit ex tunc - Wirkung für nichtig erklärt 

wird. Eine Befugnis über die Nichtigerklärung hinaus, besteht für die 

Gemeinschaftsgerichte nicht. 127 Der Absatz 2 des Artikels 264 AEUV ermöglicht 

es den Gemeinschaftsgerichten die Wirkung der Nichtigerklärung zeitlich zu 

beschränken. Diese Bestimmung ist vor allem im Lichte der Rechtssicherheit wie 

auch dem Grundsatz der Rechtmäßigkeit hoheitlichen Handelns zu verstehen. Die 

zeitliche Beschränkung kann sich zum Beispiel entweder nur auf die 

Vergangenheit oder auch nur auf die Zukunft beziehen.128  
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2.6.4 Untätigkeitsklage 

 

Die Untätigkeitsklage bildet die logische Ergänzung zur Nichtigkeitsklage, da das 

Handeln eines Gemeinschaftsorgans auch in einem Unterlassen bestehen 

kann.129 Die rechtliche Grundlage für diese Klage findet sich in Art. 265 AEUV.  

Die Zuständigkeit ist, ähnlich wie bei der Nichtigkeitsklage, zwischen EuG und 

EuGH geteilt. Demnach fallen von natürlichen oder juristischen Personen 

erhobenen Untätigkeitsklagen in den Zuständigkeitsbereich des EuG und die 

Klagen der Mitgliedstaaten, der Gemeinschaftsorgane sowie der EZB in jenen des 

EuGH. Darüber hinaus gibt es auch in dieser Verfahrensart die Möglichkeit gegen 

Entscheidungen des EuG ein Rechtsmittel an den EuGH zu erheben, welches 

wieder nur auf Rechtsfragen beschränkt ist.130 

Die aktive Klagelegitimation kommt den Mitgliedstaaten, den Organen der 

Gemeinschaft sowie natürlichen oder juristischen Personen zu. Passiv 

klageberechtigt sind neben dem EP, der Rat, die Kommission, die EZB sowie 

sonstige Stellen und Einrichtungen der Union.131 Die Gruppe der aktiv 

Klageberechtigten wird auch bei der Untätigkeitsklage zwischen privilegierten, 

teilprivilegierten und nicht privilegierten unterschieden. Die privilegierten können 

die Klage ohne weiteres erheben, während die teilprivilegierten sie nur Ăin ihrem 

Zustªndigkeitsbereichñ erheben können. Natürliche und juristische Personen sind 

nach Art. 265 Abs. 3 AEUV nur ermächtigt die Klage zu erheben, wenn es 

unterlassen wird einen rechtsverbindlichen Akt, welcher sich an sie richtet, zu 

erlassen.132 

Die Untätigkeitsklage kann erhoben werden, wenn ein Organ der Europäischen 

Gemeinschaft die Erlassung eines Beschlusses unterlässt, obwohl es eine 

gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung hierzu gibt.133 Als Beschlüsse gelten alle 

Maßnahmen, welche von den Organen bzw. sonstigen Einrichtungen und Stellen 

der Union aufgrund des Gemeinschaftsrechts vorzunehmen sind.134 
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Das Verfahren ist, wie bei der Vertragsverletzungsklage, in ein Vor- und 

Hauptverfahren geteilt. Bevor die Untätigkeitsklage an den EuGH erhoben werden 

kann, muss man das betreffende Organ auffordern innerhalb einer gewissen Frist 

tätig zu werden. Zentraler Sinn dieses Vorverfahrens ist es einerseits eine gütliche 

Einigung zwischen den Parteien zu finden und andererseits, den Gegenstand der 

späteren Klage einzugrenzen. Die Aufforderung zum Tätigwerden sollte schriftlich 

erfolgen und muss die Maßnahme, welche von dem Organ bzw. sonstiger Stelle 

oder Einrichtungen ergriffen werden soll, sowie die verletzte primäre oder 

sekundäre Handlungspflicht  bezeichnen. Es muss aus dieser Aufforderung klar 

ersichtlich sein, dass man hiermit das Gemeinschaftsorgan bzw. sonstige Stelle 

oder Einrichtung zu einer Stellungnahme zwingen möchte. Wird in weiterer Folge 

eine Stellungnahme abgegeben, so kann keine Untätigkeitsklage erhoben werden. 

Eine Stellungnahme liegt aber nur vor, wenn ein Beschluss in der Sache gefasst 

wurde.135  

 

Liegt nach zwei Monaten nach dem Aufforderungsschreiben noch immer keine 

Stellungnahme der Gemeinschaftsorgane bzw. sonstiger Stellen und 

Einrichtungen der Union vor, kann innerhalb einer weiteren Zweimonatsfrist Klage 

erhoben werden. Das Gericht hat der Klage stattzugeben, wenn ein 

Gemeinschaftsorgan bzw.  eine sonstige Stelle oder Einrichtung der Europäischen 

Union eine im Gemeinschaftsrecht verankerte Handlungspflicht verletzt hat. Setzt 

das Gemeinschaftsrecht dem jeweiligen Organ keine Frist innerhalb der es zu 

handeln hat, geht der EuGH von einer angemessen Frist aus. Vor Ablauf dieser, 

ist die Untätigkeitsklage nicht begründet. Diese angemessene Frist kann man 

nicht pauschal festsetzen, da sie von den Umständen des Einzelfalls, sowie dem 

Verhalten der Beteiligten abhängig ist.136 

Kommt der EuGH (bzw. auch das EuG) zu dem Ergebnis, dass die 

Untätigkeitsklage zulässig und begründet sei, ergeht das Urteil.  Dieses Urteil ist 

als Feststellungsurteil ausgestaltet und eben nur auf die Feststellung der 

Untätigkeit beschränkt. Die Befugnis Anordnungen bzw. andere Maßnahmen über 

die Feststellung hinaus zu treffen, kommt den Gerichten nicht zu. Aus Art. 266 
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AEUV ergibt sich, dass das betroffenen Gemeinschaftsorgan bzw. sonstige Stelle 

oder Einrichtung der EU von sich aus tätig werden müssen.137 

 

2.6.5 Rechtsmittelverfahren 

 

Die einschlägigen Normen für das Rechtsmittelverfahren bilden Art. 256 Abs. 1 

AEUV, die Artikel 56 bis 61 Satzung EuGH und Artikel 110 bis 123 VerfO EuGH. 

Das Rechtsmittelverfahren der Europäischen Union ist nur auf Rechtsfragen 

beschränkt. Das bedeutet, dass die erstinstanzlichen Entscheidungen nur einer 

rechtlichen Überprüfung unterzogen werden. Mit dieser Beschränkung soll 

verhindert werden, dass der Rechtsmittelwerber das gesamte erstinstanzliche 

Verfahren vor dem EuGH neu aufrollt.138 

Ein Rechtsmittel kann von demjenigen erhoben werden, der vor dem EuG mit 

seinem Begehren ganz oder zumindest teilweise unterlegen ist. Für natürliche und 

juristische Personen wird wieder die individuelle Betroffenheit gefordert, während 

für Gemeinschaftsorgane und Mitgliedstaaten diese Voraussetzung nicht 

notwendig ist. Ein Rechtsmittel kann bei Entscheidungen, Entscheidungen über 

einen Teil des Streitgegenstandes und gegen Entscheidungen, die einen 

Zwischenstreit beenden, erhoben werden.139 

Aus Art. 111 VerfO EuGH ergibt sich ein Wahlrecht für den Rechtsmittelführer. 

Dieser kann frei wählen, ob er den Schriftsatz, mit welchem das Rechtsmittel 

eingelegt wird, bei der Kanzlei der Erstinstanz oder gleich bei jener der 

Rechtsmittelinstanz einreicht. 

Dieses Schriftstück hat folgende Angaben zu enthalten: 

 

¶ Name und Wohnsitz 

¶ Die Bezeichnung der anderen Parteien des 

Verfahrens vor Gericht 

¶ Die Rechtsmittelgründe 

¶ Die Anträge des Rechtsmittelführers140 
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Wie bereits erwähnt ist ein Rechtsmittel immer nur auf Rechtsfragen beschränkt. 

In der Praxis kann die Abgrenzung zwischen Rechtsfragen und Tatsachenfragen 

allerdings nicht immer leicht vorgenommen werden. Der EuGH legt sein 

Hauptaugenmerk darauf, ob das EuG die Verfahrensvorschriften über die 

Beweiserhebung und Beweislast entsprochen hat.141 

 

Das Rechtsmittel kann nur auf folgende Rechtsmittelgründe gestützt werden: 

 

¶ Unzuständigkeit des EuG 

¶ Verfahrensfehler, durch die die Interessen des 

Rechtsmittelführers beeinträchtigt werden 

¶ Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch das 

EuG.142 

 

Die Rechtsmittelfrist beginnt zwei Monate ab Zustellung der Entscheidung des 

EuG zu laufen.143 

Kommt der EuGH zu dem Ergebnis, dass das Rechtsmittel zulässig und 

begründet ist, hebt er einerseits die Entscheidung des EuG auf und kann entweder 

den Rechtsstreit selbst entscheiden, oder er weist die Sache an den EuG zurück, 

damit dieses entscheidet. Zu beachten ist allerdings noch, dass das EuG nun an 

die rechtliche Beurteilung des EuGH gebunden ist. 144 

 

2.7 Allgemeine Verfahrensvorschriften 

 

2.7.1 Sprachenregelung 

 

Hinsichtlich der möglichen Sprachen vor den Gemeinschaftsgerichten ist 

einerseits zwischen den möglichen Verfahrenssprachen und andererseits der 

Arbeitssprache des Gerichts zu unterscheiden. Die Arbeitssprache des EuGH ist 
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ausschließlich Französisch.145  Die möglichen Verfahrenssprachen ergeben sich 

aus Art. 29 VerfO EuGH. Diese sind Bulgarisch, Dänisch, Deutsch, Englisch, 

Estnisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, Irisch, Italienisch, Lettisch, Litauisch, 

Maltesisch, Niederländisch, Polnisch, Portugiesisch, Rumänisch, Schwedisch, 

Slowakisch, Slowenisch, Spanisch, Tschechisch und Ungarisch. Grundsätzlich 

obliegt dem Kläger die Wahl der Verfahrenssprache. Dies geschieht mit dem 

Einreichen der Klageschrift in einer der oben genannten zulässigen Sprachen. 

Das bedeutet, dass die Wahl der Sprache keiner Genehmigung durch das Gericht 

bedarf. Die Wahl der Sprache hat auch zur Folge, dass die nun gewählte Sprache 

für sämtliche Schriftsätze, die mündliche Verhandlung, wie auch für den 

Schriftverkehr mit der Kanzlei des EuGH verbindlich ist.146 Im 

Vorabentscheidungsverfahren ist gemäß Art. 29 § 2 Abs. 2 VerfO EuGH die 

Sprache des nationalen Vorlagegerichts die Verfahrenssprache. Während im 

Rechtsmittelverfahren die Verfahrenssprache mit jener im Verfahren vor dem EuG 

zur Anwendung kommt.147  Die vom Kläger gewählte Sprache kann allerdings 

auch von einer bzw. auch beiden Parteien mittels Antrag, über welchen der 

Präsident des Gerichtshofs entscheidet, geändert werden.148  Nach Art. 30 § 1 

VerfO EuGH haben die Richter, die Generalanwälte sowie die Parteien die 

Möglichkeit einen Antrag auf Übersetzung von Schriftsätzen bzw. mündlichen 

Äußerungen in eine andere Sprache als die Verfahrenssprache zu stellen. 

 

2.7.2 Schriftsätze 

 

Der wesentliche Sinn des schriftlichen Verfahrens liegt einerseits darin, den 

Rechtsstreit einzugrenzen,  sowie andererseits den Richtern und Generalanwälten 

über die Forderungen der Parteien in Kenntnis zu setzen. Desweiteren werden 

Richter und Generalanwälte über Argumente sowie Angriffs- und 

Verteidigungsmittel der Parteien informiert.149 
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Die Schriftsätze müssen gewissen Anforderungen, die sich aus Art. 37 ff VerfO 

EuGH ergeben, genügen. Beispiele für solche wären, die Unterzeichnung der 

Urschrift durch den Bevollmächtigten oder eines Anwalts oder das Datum des 

Eingangs. Das Datum des Eingangs ist von wesentlicher Bedeutung, da sich 

sämtliche Verfahrensfristen nach diesem Datum richten.150 

Seit November 2000 ist es auch möglich geworden, Schriftstücke mittels Telefax 

oder E-Mail beim EuGH einzubringen. Durch diese neue Regelung, haben die 

Parteien nun die Möglichkeit die Frist voll auszuschöpfen. Die mittels Telefax oder 

E-Mail eingebrachte Kopie wirkt fristwahrend, sofern das Original innerhalb von 

zehn Tagen bei der Kanzlei einlangt.151 

 

2.7.3 Mündliches Verfahren 

 

Die mündliche Verhandlung bildet die Ergänzung zum schriftlichen Verfahren und 

ist grundsätzlicher Bestandteil der Verfahren vor den Gemeinschaftsgerichten. In 

den Verfahren vor dem EuGH kann in bestimmten Fällen die mündliche 

Verhandlung entfallen: In den Direktklageverfahren vor dem EuGH kann eine 

mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn dies der EuGH nach Anhörung des 

Generalanwalts und mit Zustimmung der Parteien beschließt. Auch im 

Rechtsmittelverfahren kann der EuGH nach Anhörung der Parteien und des 

Generalanwalts ohne mündliche Verhandlung entscheiden, vorausgesetzt keine 

der Parteien gibt an, dass ihr im schriftlichen Verfahren nicht ausreichend Gehör 

zuerkannt wurde.152 

Nach Art. 56 VerfO EuGH eröffnet und leitet der Präsident die mündliche 

Verhandlung. Desweiteren ergibt sich aus diesem Artikel die grundsätzliche 

Öffentlichkeit der mündlichen Verhandlung. 

Der Ablauf der mündlichen Verhandlung gliedert sich in die Plädoyers der 

Prozessvertreter, die Fragen des Präsidenten, der Richter und Generalanwälte, 

die Beantwortung dieser Fragen mit eventuellen Entgegnungen sowie den 

Schlussanträgen.153 
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2.7.4 Urteil 

 

Die wesentlichen Bestandteile eines Urteils ergeben sich aus Art. 63 VerfO EuGH: 

 

¶ die Feststellung, dass es vom Gerichtshof erlassen ist; 

¶ den Tag der Verkündung; 

¶ die Namen des Präsidenten und der übrigen Richter, die bei 

der Entscheidung mitgewirkt haben; 

¶ den Namen des Generalanwalts; 

¶ den Namen des Kanzlers; 

¶ die Bezeichnung der Parteien; 

¶ die Namen der Bevollmächtigten, Beistände oder Anwälte; 

¶ die Anträge der Parteien; 

¶ die Feststellung, dass der Generalanwalt gehört worden ist; 

¶ eine kurze Darstellung des Sachverhalts; 

¶ die Entscheidungsgründe; 

¶ die Urteilsformel einschließlich der Entscheidung über die 

Kosten. 

 

Das Urteil wird in einer öffentlichen Sitzung, zu der sämtliche Parteien zu laden 

sind, verkündet und die Urschrift wird durch den Präsidenten, sämtliche Richter, 

die an der Beratung teilgenommen haben sowie durch den Kanzler unterzeichnet. 

Die Urteile erlangen mit dem Tag der Verkündung Rechtskraft.154 

 

2.7.5 Kosten 

 

Anders als bei den Verfahren vor nationalen Gerichten, besteht in der 

Europäischen Union der Grundsatz, dass das Verfahren vor dem EuGH kostenfrei 

ist. Allerdings gibt es von diesem Grundsatz auch Ausnahmen, die in der Praxis 

jedoch kaum von Bedeutung sind. So kann nach Art. 73 VerfO EuGH der EuGH 

einerseits die vermeidbaren Kosten jener Partei, die sie verursacht hat, auferlegen 
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und andererseits Kosten für Schreib- und Übersetzungskosten, welche ein 

gewöhnliches Maß übersteigen, der antragstellenden Partei auferlegen.155 

Unabhängig von dem Grundsatz des kostenfreien Verfahrens gibt es nach Art. 73 

VerfO EuGH erstattungsfähige Kosten. Zu diesen zählen die Leistungen an 

Zeugen und Sachverständigen, die Aufwendungen der Parteien, die für das 

Verfahren notwendig waren und die Vergütung für Bevollmächtigte bzw. Anwälte. 

In diesem Zusammenhang geht es primär um Reise- und Aufenthaltskosten. Zur 

Tragung dieser Kosten wird die unterliegende Partei auf Antrag verurteilt.156 

 

2.7.6 Prozessvertreter 

 

Vor den Gemeinschaftsgerichten gilt der Grundsatz, dass jede Partei in allen 

Verfahrensarten durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten sein muss. 

Allerdings gibt es wesentliche Unterschiede bei den Prozessbevollmächtigten für 

die jeweiligen Parteien. Aus Art. 19 Satzung EuGH ergibt sich, dass 

Mitgliedstaaten und Organe der Gemeinschaft durch einen Bevollmächtigten zu 

vertreten sind. Dieser Bevollmächtigte muss aber nicht zwingend ein Rechtsanwalt 

sein, sondern es kann ein Mitglied des öffentlichen Dienstes, ein eigener Beamter 

oder auch ein Dritter sein. Für natürliche und juristische Personen gilt in 

sämtlichen Verfahren Anwaltszwang. Eine Verletzung dieser Vorschrift führt zur 

Unzulässigkeit der Klage. Als Anwalt kann nur derjenige auftreten, der auch die 

Berechtigung besitzt vor nationalem Gericht eines Mitgliedstaates bzw. vor einem 

Gericht eines anderen Vertragsstaates des EWR- Abkommens als Anwalt 

auftreten zu können.157 
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3. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 

 

3.1 Der Europarat 

 

Der Europarat ist einerseits ein Produkt der europäischen Integrationsidee und 

andererseits war es der erste Versuch einer politischen Integration. Die in Kapitel 

2.1 erwähnte ĂZ¿richer Redeñ Churchills f¿hrte zum Haager Kongress. Dort wurde 

unter anderem ein vereintes Europa, eine Menschrechtscharta sowie ein 

Gerichtshof und eine Europäische Versammlung gefordert. All diese Forderungen 

bzw. Vorschläge wurden 1949 in London einer Staatenkonferenz vorgelegt, die in 

weiterer Folge am 5. Mai 1949 die Satzung des Europarats annahm. Die 

Gründung des Europarats erfolgte durch zehn Staaten: Belgien, Frankreich, 

Großbritannien, Luxemburg, Niederlande, Dänemark, Italien, Irland, Norwegen 

und Schweden.158  

Obwohl es das erklärte Ziel war, sämtliche europäische Staaten in den Prozess 

einzubeziehen, waren die zehn Gründungsstaaten westeuropäisch. Der Europarat 

sollte grundsätzlich allen europäischen Staaten offen stehen, jedoch verhinderte 

der Ost-West Konflikt dies lange Zeit. Erst nach der Kuba Krise 1962 entspannte 

sich die Situation etwas und der Dialog wurde intensiviert. Die Zahl der Mitglieder 

erhöhte sich mit der Lösung des Ost-West Konflikts im Jahre 1989 auf 23.159 

Die Bereinigung des Ost-West Konflikts eröffnete dem Europarat eine Vielzahl an 

neuen Möglichkeiten. Es war nun endlich möglich das ursprüngliche Ziel intensiv 

voranzutreiben. In der Zeit zwischen 1990 und 1996 traten 17 neue Mitglieder bei, 

die überwiegend osteuropäische Länder waren. Jedoch war diese Erweiterung 

auch mit Problemen verbunden, denn vor allem osteuropäische Staaten konnten 

den Wertvorstellungen des Europarats nicht gerecht werden.160 

Ab 1996 traten nur sieben weitere Staaten bei, sodass nur noch zwei Staaten zur 

Komplementierung fehlen. Diese sind Weißrussland und der Kosovo. Ersteres ist 

bereits seit längerem Beitrittskandidat, jedoch gibt es hinsichtlich der 

Wertvorstellung erhebliche Mängel. Hinsichtlich des Kosovos muss zuerst die 

Frage nach dem internationalen Status geklärt werden, also die Frage, ob die 
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Mitglieder des Europarats den Kosovo als Staat anerkennen. Der Europarat hat 

auch in Folge dieser Erweiterung seine Grundeinstellung erheblich geändert. In 

den Anfängen war es Voraussetzung, dass die Standards bzw. Wertvorstellungen 

bereits vor Beitritt erfüllt wurden. Dieser Grundsatz hat sich aber dahingehend 

geªndert, dass nunmehr gilt Ăbesser drinnen als drauÇenñ. Der Hintergedanke 

dieser neuen Politik war, dass man sich ein schnelleres Erreichen der geforderten 

Standards erhoffte.161  

Die Aufgabe des Europarats ist es eine engere Verbindung zwischen seinen 

Mitgliedern zum Schutze und zur Förderung der Ideale und Grundsätze, die ihr 

gemeinsames Erbe bilden, herzustellen und ihren wirtschaftlichen und sozialen 

Fortschritt zu fördern. Weiters geht es dem Europarat allerdings auch um den 

wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt der Mitglieder. Dem Europarat geht es 

also primär um die Schaffung eines gemeinsamen demokratischen und 

rechtlichen Raums, um die Achtung der Menschenrechte, Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit sicherzustellen. Ausdrücklich ausgeschlossen sind alle Fragen, 

die die nationale Verteidigung betreffen.162  

Der Europarat hat seinen Sitz in Straßburg und besitzt zwei Organe, das 

Ministerkomitee und die Beratende Versammlung. Die zwei Organe werden noch 

durch das Sekretariat unterstützt.163 

 

3.2 Die Entwicklung des EGMR 

 

Im Jahre 1949 wurde der Vorschlag, eine Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte auszuarbeiten, dem Ministerkomitee des Europarates durch die 

Beratende Versammlung unterbreitet. Noch im gleichen Jahr wurde eine 

Expertenkommission mit der Ausarbeitung betraut, welche bereits im Mai 1950 

einen Entwurf präsentierte. Die EMRK wurde am 04. November 1950 in Rom 
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unterzeichnet und trat am 03. September 1953 in Kraft.164 Österreich trat der 

EMRK am 03. September 1958 bei und erhob die EMRK in Verfassungsrang.165 

Das Rechtsschutzsystem der EMRK bestand von 1953 bis 1998 aus drei 

Organen: der Menschenrechtskommission, dem Gerichtshof und dem 

Ministerkomitee des Europarates. Die Hauptaufgabe der 

Menschenrechtskommission war es, zu entscheiden, ob eine Beschwerde an den 

Gerichtshof zulässig war. Kam sie zu dem Ergebnis, dass dies der Fall war, 

konnte erst der Gerichtshof angerufen werden. Geschah dies nicht innerhalb einer 

dreimonatigen Frist, entschied das Ministerkomitee, ob eine Verletzung 

stattgefunden hat.166  

Das Rechtsschutzsystem der EMRK wurde durch das Protokoll Nr. 11, welches 

am 01. November 1998 in Kraft getreten ist, grundlegend geändert. Der Grund für 

die Neugestaltung waren die steigenden Vertragsstaaten und die daraus 

resultierende Überlastung für das bisherige Rechtsschutzsystem.167 

Durch das Protokoll Nr. 11 wurde einerseits die Menschenrechtskommission 

aufgehoben, die Entscheidungskompetenz des Ministerkomitees beseitigt und 

andererseits wurde der EGMR zu einem ständigen Organ der Rechtsprechung 

ausgebaut.168 Der EGMR hat seinen Sitz in Straßburg; allerdings sind auch 

auswärtige Sitzungen sowie Untersuchungen durch einzelne Richter an 

verschiedenen Orten zulässig.169 

Grundsätzlich wollte man mit Hilfe des Protokolls Nr.11 erreichen, dass einerseits 

nur mehr der EGMR berechtigt ist zu entscheiden, ob ein Verstoß gegen die 

EMRK vorliegt und andererseits war man der Meinung, dass ein nun ständiger 

Gerichtshof in der Lage ist, die Beschwerden in einer angemessenen Frist zu 

erledigen. Jedoch zeigte die Zeit, dass es dem EGMR nicht möglich war rasche 

Entscheidungen zu treffen. Die nicht erledigten Beschwerden betrugen beinahe  

18 000.170  
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Das bedeutet mitunter, dass die Beseitigung der Menschenrechtskommission und 

der daraus resultierende unmittelbare Zugang zum EGMR wie auch der Beitritt 

Russlands eine extreme Herausforderung darstellte, die das Protokoll Nr. 11 kaum 

bewältigen konnte. Die Antwort auf diese Problematik sollte das Protokoll Nr. 14 

sein. Allerdings dauerte es eine Zeit bis dieses Protokoll in Kraft trat. Grund für 

diese Verzögerung war die Haltung Russlands, die den, seit Mai 2004 

fertiggestellten Text, erst am 18. Februar 2010 ratifizierte.171 Das Protokoll Nr. 14 

änderte das Rechtsschutzsystems erneut. Man wollte den EGMR vor allem 

entlasten und die Verfahren beschleunigen. Dies wollte man unter anderem mit 

der Schaffung einer Einzelrichterzuständigkeit, der Neufassung der 

Unzulässigkeitsgründe und mit einer Zuständigkeitserweiterung der Dreier-

Ausschüsse erreichen.172 

 

3.3 Gerichtspersonen 

 

3.3.1 Richter 

 

Artikel 20 EMRK bestimmt, dass die Anzahl der Richter der Anzahl der Hohen 

Vertragsparteien entspricht. Das bedeutet, dass sich die Zahl der Richter an den 

Mitgliedern der EMRK richtet. Dieser Grundsatz gilt allerdings erst seit dem 

Inkrafttreten des Protokolls Nr. 11. Davor orientierte sich die Zahl der Richter an 

der Zahl der Mitglieder des Europarates. Die Folge daraus war, dass auch 

Mitglieder des Europarates, die die Konvention nicht ratifiziert hatten, Richter 

stellten. Anders als beim EuGH ist die Zahl der Richter nicht auf einen pro 

Vertragsstaat beschränkt. Es können durchaus auch aus einem Land mehrere 

Richter am EGMR tätig sein.173 

Um als solcher tätig zu sein, müssen gewisse Voraussetzungen erfüllt sein. Diese 

ergeben sich aus dem Artikel 21 EMRK. Die Richter müssen einerseits ein hohes 

sittliches Ansehen genießen und andererseits die für die Ausübung hoher 

richterlicher Ämter erforderlichen Voraussetzungen oder ein Rechtsgelehrter von 
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anerkanntem Ruf sein. Die Richter des EGMR dürfen auch keine Nebentätigkeit, 

die die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit bzw. auch die Vollzeitbeschäftigung in 

diesem Amt anzweifeln, ausüben. Es wird auch ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass der Richter dem Gerichtshof in ihrer persönlichen Eigenschaft angehört. Der 

Sinn dieser Bestimmung liegt darin, dass der Richter nicht Vertreter seines 

Herkunftsstaates ist, sondern in ihrer Tätigkeit unabhängig und weisungsfrei 

sind.174  

Die Wahl der Richter obliegt der Parlamentarischen Versammlung des 

Europarates. Diese Wahl stattet die Richter mit einer hohen demokratischen 

Legitimation aus. Die Mitgliedsstaaten der EMRK müssen eine Liste mit drei 

Kandidaten einreichen. Aus dieser Liste wird dann der Richter mit 

Stimmenmehrheit durch die Parlamentarische Versammlung gewählt. Die 

Parlamentarische Versammlung hat auch die Möglichkeit, eine eingereichte 

Kandidatenliste zurückzuweisen, wenn sie nicht den geforderten Regeln erfüllt.175 

Die Amtszeit der Richter wurde durch Protokoll Nr. 14 neu geregelt. Vor diesem 

Protokoll betrug die Amtszeit sechs Jahre, wobei eine Wiederwahl möglich war.176 

Nach dem Inkrafttreten des Protokolls Nr. 14 wurde die Amtszeit auf neun Jahre 

verlängert und eine Wiederwahl ausgeschlossen. Durch diese Neuregelung sollte 

die Unabhängigkeit der Richter weiters gestärkt werden.177 Nach Art. 2 der VerfO 

EGMR beginnt die Amtszeit  mit der Aufnahme der Tätigkeit, spätestens aber, drei 

Monate nach der Wahl. Bevor allerdings mit der Ausübung der Tätigkeit begonnen 

werden kann, muss der Richter einen Eid ablegen. Die Eidesformel findet sich in 

Art. 3 VerfO EGMR und lautet: ĂIch schwºre,ñ ï oder ĂIch erklªre feierlich,ñ ï Ădass 

ich mein Amt als Richter ehrenhaft, unabhängig und unparteiisch ausüben und 

das Beratungsgeheimnis wahren werde.ñ 

Die Amtszeit eines Richters endet mit der Vollendung des 70. Lebensjahrs, wobei 

der ausscheidende Richter bis zum Amtsantritts des Nachfolgenden im Amt bleibt. 

Ein Richter kann nur entlassen werden, wenn die anderen Richter mit einer 
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Zweidrittelmehrheit entscheiden, dass die erforderlichen Voraussetzungen nicht 

mehr erfüllt sind.178 

 

3.3.2 Kanzlei 

 

Der Art. 24 EMRK bestimmt, dass der Gerichtshof eine Kanzlei besitzt, deren 

genauere Ausgestaltung durch die VerfO EGMR geregelt wird. Der Kanzlei steht 

ein, vom Plenum des Gerichtshofs gewählter, Kanzler vor. Zu den Hauptaufgaben 

des Kanzlers zählen unter anderem der Schriftwechsel des Gerichtshofs, die 

Verwaltung der Archive, Zustellungen und Herausgabe von Pressemitteilungen.179 

Aus Art. 18 Abs. 3 VerfO EGMR ergibt sich, dass die Bediensteten der Kanzlei, 

mit Ausnahme des Kanzlers und seines Stellvertreters, mit Zustimmung des 

Präsidenten des Gerichtshofs oder des auf dessen Anweisung handelnden 

Kanzlers vom Generalsekretär des Europarats eingestellt werden. 

Durch das Protokoll Nr. 14 wurde auch der Artikel 24 EMRK neu gestaltet. Die 

bisherige Bestimmung, dass der Gerichtshof durch wissenschaftliche Mitarbeiter 

unterstützt wird, wurde aufgehoben und stattdessen ein neuer Absatz 2 eingefügt. 

Dieser neue Absatz besagt, dass immer wenn der Gerichtshof in 

Einzelrichterbesetzung tagt, dieser von Berichterstattern unterstützt wird.180 Diese 

nichtrichterlichen Berichterstatter gehören der Kanzlei an und erfüllen ihre 

Aufgaben unter Aufsicht des Präsidenten des Gerichtshofs. Sie werden auf 

Vorschlag des Kanzlers durch den Präsidenten des Gerichtshofs ernannt.181  

 

3.3.3 Präsident und Präsidium 

 

Der Präsident und seine Vizepräsidenten werden für eine Amtszeit von drei 

Jahren vom Plenum gewählt. Die Hauptaufgabe des Präsidenten ist einerseits die 

Leitung der Arbeit und Verwaltung des Gerichtshofs sowie die Vertretung des 

Gerichtshofs und kümmert sich um die Beziehung zu den einzelnen Dienststellen 

des Europarats. Weiters übernimmt er den Vorsitz im Plenum, der Großen 
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Kammer sowie deren Ausschuss von fünf Richtern. Die Hauptaufgabe der 

Vizepräsidenten liegt in der Vertretung des Präsidenten.182 

Das Präsidium setzt sich aus Präsident des Gerichtshofs sowie dessen 

Vizepräsidenten und den Sektionspräsidenten zusammen. Das Präsidium dient 

einerseits zur Unterstützung des Präsidenten des Gerichtshofs, andererseits ist es 

auch für die Abstimmung der einzelnen Sektionen von großer Bedeutung. Die 

Arbeit des Präsidiums wird auch durch den Kanzler und dessen Stellvertreter 

unterstützt.183 

 

3.4 Organe des Gerichtshofs 

 

Vor dem Protokoll Nr. 11 gab es, wie bereits oben erwähnt, das Ministerkomitee, 

die Menschenrechtskommission und den Gerichtshof, wobei dieser nicht erst 

danach als ständiger Gerichtshof ausgebaut wurde. Nach dem In-Kraft-Treten des 

Protokolls Nr. 11 wurde dem Ministerkomitee die Entscheidungskompetenz 

entzogen und die Menschenrechtskommission beseitigt und wie bereits erwähnt, 

wurde der EGMR als ständiger Gerichtshof ausgebaut.184 

Heute unterscheidet man am EGMR unter folgenden rechtsprechenden Organen: 

 

¶ Ausschüsse mit 3 Richtern 

¶ Kammern mit 7 Richtern 

¶ Große Kammer mit 17 Richtern 

 

Neben diesen rechtsprechenden Organen, existieren noch das Plenum wie auch 

der Präsident. Diese Organe nehmen keine rechtssprechenden Tätigkeiten vor, 

sondern beschäftigen sich vorwiegend mit organisatorischen Fragen.185 

 

Durch das Protokoll Nr. 14 erfuhr das Rechtsschutzsystem eine neuerliche 

Änderung, durch die Einführung von Einzelrichtern.186 
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3.4.1 Ausschüsse 

 

Die Ausschüsse bestehen aus drei Richtern, die alle derselben Sektion 

angehören. Den Vorsitz jedes Ausschusses führt der rangälteste Richter.187 Die 

Verteilung der Richter auf die jeweiligen Ausschüsse erfolgt, nach Art. 27 VerfO, 

nach dem Rotationsprinzip. Nach diesem werden die Mitglieder aller Sektionen, 

mit Ausnahme der jeweiligen Sektionspräsidenten, für eine Dauer von 12 Monaten 

auf die Ausschüsse verteilt. Wie viele dieser Ausschüsse es geben soll, wird vom 

Präsidenten des Gerichtshofes, nach Anhörung der Sektionspräsidenten, 

entschieden.188 

Wie bereits erwähnt wurde durch das Protokoll Nr. 11 die 

Menschenrechtskommission, deren Hauptaufgabe die Filterung der Rechtssachen 

war, aufgehoben. Heute übernehmen im Wesentlichen die Ausschüsse diese 

Aufgabe.189 Die konkreten Befugnisse des Ausschusses ergeben sich aus Art. 28 

EMRK. Demnach kann ein Ausschuss entweder eine Beschwerde nach Art. 34 

EMRK  als unzulässig erklären, oder sie für zulässig erachten und selbst mit Urteil 

entscheiden. Für die Erklärung der Unzulässigkeit einer Beschwerde ist zum einen 

ein einstimmiger Beschluss erforderlich und zum anderen ist dies nur möglich, 

wenn keine genauere Prüfung von Nöten ist. Die zweite Möglichkeit, die 

Beschwerde für zulässig zu erklären und selbst mit Urteil über die Begründetheit 

zu entscheiden, wurde durch Protokoll Nr. 14 neu eingefügt. Hierfür ist allerdings 

erforderlich, dass die relevante Auslegungsfrage bereits durch die ständige 

Rechtsprechung des EGMR geklärt ist.190 

Eine Beschwerde muss nicht zwingend zuerst in einem Ausschuss behandelt 

werden, sondern kann auch direkt einer Kammer übertragen werden. Diese 

Entscheidung obliegt gemäß Art. 49 Abs. 3 lit. b VerfO dem berichterstattendem 

Richter.191 Aus Art. 28 Abs. 2 EMRK ergibt sich, dass sämtliche Entscheidungen 
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und Urteile des Ausschusses endgültig sind. Daraus folgt, dass das Verfahren 

beendet wird und eine Anrufung der Großen Kammer nicht mehr möglich ist.192 

 

3.4.2 Kammern 

 

Auf Vorschlag des Präsidenten werden durch das Plenum Sektionen, für die 

Dauer von drei Jahren, gebildet. Die VerfO bestimmt, dass es mindestens vier 

solcher Sektionen geben muss, es können bei Bedarf allerdings weitere Sektionen 

durch das Plenum gebildet werden. (Momentan existieren am EGMR fünf 

Sektionen.193) Sämtliche Richter des EGMR werden auf die jeweiligen Sektionen 

verteilt, sodass jeder Richter Mitglied einer Sektion ist. Bei dieser Verteilung muss 

auf die geographische sowie geschlechtliche Ausgewogenheit bzw. auch auf die 

jeweiligen unterschiedlichen Rechtsordnungen der Vertragsstaaten Rücksicht 

genommen werden.194 

Die Kammern werden in den jeweiligen Sektionen gebildet und umfassen sieben 

Richter. Zu den Mitgliedern der Kammern zählen zunächst der Sektionspräsident 

und der nationale Richter des Vertragsstaates, welcher der Adressat einer 

Beschwerde ist. Sollte der nationale Richter nicht Mitglied der Sektion, welche den 

Fall bearbeitet sein, so gehört er kraft Amtes der jeweiligen Kammer an. Die 

restlichen Richter der Kammern bestimmen sich aus den übrigen Richtern der 

jeweiligen Sektion mit Hilfe eines Rotationsverfahrens. In den jeweiligen Sektionen 

wurden je drei Kammerformationen bestimmt, die die Aufgaben  im Wechsel 

übernehmen.195 

Die Kammer entscheidet über die Individualbeschwerde, sofern der Ausschuss 

noch nicht über die Zulässigkeit bzw. Begründetheit entschieden hat. Die 

Kammern besitzen volle Jurisdiktion, das bedeutet, dass sie sowohl über die 

Individual- als auch Staatenbeschwerde entscheidet. Die Entscheidung, ob eine 

Individualbeschwerde zulässig ist, kann gesondert mittels einer Entscheidung, 

oder auch zusammen mit der Begründetheit im Urteil ergehen. Bei der 

Staatenbeschwerde ist jedoch eine gesonderte Entscheidung über die Zulässigkeit 
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vorgesehen. In Ausnahmefällen kann der Gerichtshof allerdings anderes 

bestimmen.196 

Durch das Protokoll Nr. 14 wurde auch eine Neuerung für die Kammern 

eingeführt. Seit dem In-Kraft-Treten ist es nun auch möglich, dass die Zahl der 

Mitglieder aller Kammern für einen begrenzten Zeitraum auf fünf reduziert werden 

kann. Hierfür bedarf es eines Antrags durch das Plenum an das Ministerkomitee, 

welches über den Antrag mit einstimmigem Beschluss zu entscheiden hat. 

Ausgeschlossen ist allerdings die Reduktion nur einzelner Kammern, während die 

Mitgliederzahl der restlichen Kammern nicht verändert wird.197   

   

3.4.3 Große Kammer 

 

Die Große Kammer setzt sich aus 17 Richtern und mindestens drei Ersatzrichtern 

zusammen. Der Großen Kammer gehören der Präsident des Gerichtshofs, die 

Vizepräsidenten sowie die Sektionspräsidenten und der nationale Richter an. Die 

restlichen Richter werden für jede zugewiesene Rechtsache durch den 

Präsidenten mittels Los bestimmt. Der Hintergedanke der Losentscheidung ist 

jener, dass es keine Unterschiede zwischen den einzelnen Richtern geben soll 

und jeder die Möglichkeit hat der Großen Kammer anzugehören.198 Die genaue 

Besetzung richtet sich aber danach, ob die Große Kammer auf Grund einer 

Abgabe nach Art. 30 EMRK oder wegen einer Verweisung nach Art. 43 EMRK 

zuständig wird. Im Falle einer Abgabe können auch die Mitglieder der Kammer der 

Großen Kammer angehören; während dies im Falle einer Verweisung nicht 

möglich ist, mit Ausnahme des Sektionspräsidenten und des nationalen 

Richters.199 

Die Große Kammer hat für die Fortbildung und die Einheitlichkeit der 

Rechtsprechung des EGMR zu sorgen. Aus dieser Hauptaufgabe ergibt sich die 

Notwendigkeit, dass die Große Kammer befugt ist Leitentscheidungen in 

Rechtsachen mit großer Bedeutung zu fällen. Um eine Rechtssache vor die Große 

Kammer zu bringen, gibt es zwei Möglichkeiten. Die erste ist die Abgabe nach Art. 
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30 durch die Kammer, wenn schwerwiegende Fragen der Auslegung auftreten 

oder ein Urteil von einem früheren abweichen könnte. Die Abgabe ist jederzeit bis 

zur Fällung des Urteils möglich und liegt rein im Ermessen der Kammer. Allerdings 

ist sie nur zulässig, sofern keine Partei widerspricht.200 Die zweite Möglichkeit ist 

die Verweisung an die Große Kammer nach Art. 43 EMRK. Demnach kann jede 

Partei innerhalb von drei Monaten nach dem Datum des Urteils der Kammer die 

Verweisung der Rechtssache an die Große Kammer in Ausnahmefällen 

beantragen. Die Voraussetzungen einer solchen Verweisung sind einerseits eine 

schwerwiegende Frage der Auslegung oder andererseits eine schwerwiegende 

Frage von allgemeiner Bedeutung auftritt. Über den Antrag der Partei entscheidet 

der Ausschuss der Großen Kammer, welcher aus fünf Richtern besteht. Nimmt der 

Ausschuss den Antrag an, wird die Rechtssache in weiterer Folge an die Große 

Kammer verwiesen.201 

Die Befugnisse der Großen Kammer sind neben der Abgabe und der Verweisung 

noch einerseits die Entscheidung über Fragen, mit denen der EGMR durch das 

Ministerkomitee nach Art. 46 Abs. 4 EMRK befasst wird und andererseits die 

Erstattung von Gutachten über Anträge nach Art. 47 EMRK.202 

 

3.4.4 Einzelrichter 

 

Durch das Protokoll Nr. 14 wurde das Rechtsschutzsystem, wie bereits erwähnt, 

erneut massiv geändert. Die wesentlichste Neuerung bestand in der Einführung 

des Einzelrichters als neues Organ des EGMR. Zentrales Ziel war es, den EGMR 

zu entlasten und für eine noch höhere Filterfunktion zu sorgen.203  

Gemäß Art. 27a VerfO bestimmt und ernennt der Präsident des Gerichtshofs, 

nach Anhörung des Präsidiums, die Anzahl der Einzelrichter. Die Amtszeit beträgt 

12 Monate, wobei die Einzelrichter auch ihre übrigen Tätigkeiten weiterhin 

wahrnehmen. Der Präsident des Gerichtshofs sowie die Sektionspräsidenten 

können allerdings nicht als Einzelrichter ernannt werden.204 
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Der Einzelrichter ist befugt eine Individualbeschwerde nach Art. 34 EMRK für 

unzulässig zu erklären oder aus dem Register zu streichen, allerdings nur, wenn 

eine Entscheidung ohne weitere Prüfung getroffen werden kann. Kommt der 

Einzelrichter zum Ergebnis, dass eine Beschwerde nach Art. 34 EMRK nicht 

unzulässig ist und er sie auch nicht aus dem Register streicht, wird die 

Beschwerde in weiterer Folge an einen Ausschuss oder eine Kammer übermittelt. 

Die Entscheidungen des Einzelrichters sind endgültig.205   

Im engen Zusammenhang mit der Einführung des Einzelrichters steht auch die 

Einführung der nichtrichterlichen Berichterstatter durch das Protokoll Nr. 14. Diese 

Berichterstatter gehören der Kanzlei des Gerichtshofs an, und werden den 

Einzelrichtern, für eine bestimmte Zeit zu deren Unterstützung, zugeteilt. Das 

Verhältnis zwischen dem Einzelrichter und dem Berichterstatter muss durch 

besonderes Vertrauen geprägt sein, da der Richter sich sehr häufig auf den 

Berichterstatter verlassen muss. Dies ist besonders dann der Fall, wenn  der 

Einzelrichter der Sprache des Beschwerdeführers nicht mächtig ist. Dieser 

Umstand ist besonders von Bedeutung, da der Einzelrichter nicht gegen den 

Staat, dessen Nationalität er besitzt, nicht entscheiden darf. Für die 

Berichterstatter gilt diese Regelung allerdings nicht.206 

 

3.4.5 Plenum 

 

Das Plenum nimmt nur organisatorische Aufgaben war. Diese sind in Art. 25 

EMRK ausdrücklich festgelegt. Demnach zählen zu den Aufgaben, 

¶ die Wahl des Präsidenten und Vizepräsidenten für die Dauer von 

drei Jahren, wobei Wiederwahl zulässig ist 

¶ die Bildung der Kammern 

¶ die Wahl der Kammerpräsidenten 

¶ der Beschluss der Verfahrensordnung des EGMR 

¶ die Wahl des Kanzlers und dessen Stellvertreter 

¶ die Möglichkeit Anträge nach Art. 26 Abs. 2 EMRK zu stellen.207 
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3.5 Aufgaben des EGMR 

 

Die Aufgaben des Gerichtshofs werden durch Art. 32 EMRK genauer bestimmt. 

Demnach ist der EGMR für alle Angelegenheiten, welche die Auslegung und 

Anwendung der EMRK samt Zusatzprotokollen betreffen, zuständig, wenn er nach 

den Artikeln 33, 34, 46 und 47 befasst wird.208 

Sollte die Zuständigkeit des EGMR bestritten werden, dann entscheidet der 

Gerichtshof selbst über die Zuständigkeit. In vergangener Zeit war dies noch 

anders, denn die Zuständigkeit des EGMR wurde durch eine besondere Erklärung 

des Staates, welche betroffen war, begründet. Heutzutage kommt es aber kaum 

mehr zu Zuständigkeitsstreitigkeiten, wenn eine Individual- oder 

Staatenbeschwerde eingereicht wird.209 

 

3.6 Verfahrensarten 

 

Es gibt zwei Möglichkeiten wie eine Beschwerde vor den EGMR gebracht werden 

kann. Dies ist einerseits der Weg der Individual- bzw. andererseits der Weg der 

Staatenbeschwerde. Die Verfahrensarten werden in den Artikeln 33 bis 46 EMRK 

dargestellt.210 Die Verteilung zwischen Individual- und Staatenbeschwerde ist sehr 

ungleich. Während die Staatenbeschwerde in der Praxis kaum eine Rolle spielt, 

hat die Zahl der Individualbeschwerden von Jahr zu Jahr dramatisch 

zugenommen. So wurde im Jahre 2007 erstmals die Marke von 54 000 

überschritten.211  

Die Staatenbeschwerde war seit dem Inkrafttreten fester Bestandteil des 

Rechtsschutzsystems der EMRK, während die Individualbeschwerde eine längere 

Entwicklungsgeschichte hinter sich hat. Ein wesentlicher Fortschritt wurde 1955 

erzielt, als nun auch Rechte einzelner Personen durch internationale Vorschriften 

gewährt wurden. Um dieses neue Instrument zu schaffen, mussten mindestens 

sechs Vertragsstaaten Fakultativerklärungen abgeben. Einzelbeschwerden vor 

dem EGMR wurden erst durch das Protokoll Nr. 9 ermöglicht, allerdings bedurfte 
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es auch hierzu die Unterzeichnung eines Fakultativprotokolls. Es zeigte sich sehr 

schnell, dass das Instrument der Individualbeschwerde ein Erfolg darstellte und 

die Zahl stetig anstieg, Aus diesem Grund kam es zur Ausarbeitung des Protokolls 

Nr. 11. Durch dieses Protokoll  wurde 1998 die Individualbeschwerde für alle 

Vertragsstaaten der EMRK obligatorisch eingeführt. Nach rechtlichen 

Gesichtspunkten unterscheiden sich die beiden Verfahrensarten hinsichtlich ihrer 

Urteile und deren Verbindlichkeit nicht, allerdings aus politischer Sicht, wirkt eine 

Staatenbeschwerde schwerwiegender.212 

 

3.6.1 Individualbeschwerde 

 

Die Individualbeschwerde verfolgt sowohl einen subjektiven als auch objektiven 

Zweck. Ersterer zeigt sich dadurch, dass der EGMR nur tätig wird, wenn ein Opfer 

eine Beschwerde einreicht. Da der EGMR nicht nur im konkreten Einzelfall 

entscheidet, sondern mit dieser Entscheidung den Menschrechtsschutz im 

Allgemeinen durch die Rechtsprechung weiterentwickelt, kommt der 

Individualbeschwerde auch eine objektive Komponente zu.213 

Eine Individualbeschwerde richtet sich immer gegen einen Vertragsstaat, welcher 

im Verfahren durch einen Bevollmächtigten vertreten wird.214 Sie kann erhoben 

werden, wenn der Beschwerdeführer behauptet, dass ein, in der EMRK 

gewährleistetes Recht, durch einen Vertragsstaat verletzt worden sei. Als 

Verletzungshandlung kommt also jedes Handeln oder auch Unterlassen, welches 

staatlich oder dem Staat zurechenbar ist, in Frage.215 

Artikel 34 bestimmt, dass die Individualbeschwerde von einer natürlichen Person, 

nichtstaatlichen Organisationen oder von einer Personengruppe eingereicht 

werden kann. Natürliche Person ist jede Person und zwar unabhängig von Alter 

oder Prozessfähigkeit. Es ist auch nicht notwendig, dass der Beschwerdeführer 

die Staatsangehörigkeit des beklagten Staates besitzt. Die Folge daraus ist, dass 

auch Ausländer oder Staatenlose den Weg der Individualbeschwerde beschreiten 
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können. Sollte der Beschwerdeführer während des Verfahrens den Tod erleiden, 

können nahe Verwandte, Ehegatte oder die Erben das Verfahren fortführen, 

vorausgesetzt sie wollen dies und haben zugleich auch ein berechtigtes Interesse 

daran. Allerdings bei höchstpersönlichen Rechten des Verstorbenen ist eine 

Fortführung des Verfahrens nicht möglich. Wie bereits erwähnt können neben den 

natürlichen Personen auch nichtstaatliche Organisationen und Personengruppen 

Beschwerde einreichen. Darunter sind unter anderem juristische Personen, 

rechtsfähige und nicht rechtsfähige Vereine, politische Parteien und Kirchen. 

Ausgenommen sind jedoch Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 

Rechts.216 

Damit eine Individualbeschwerde zulässig ist, müssen noch weitere 

Voraussetzungen, welche sich aus Art. 35 EMRK ergeben, erfüllt sein: 

 

a. die Opfereigenschaft des Beschwerdeführers 

b. der innerstaatliche Rechtsweg muss erschöpft sein 

c. die Frist von sechs Monaten muss eingehalten werden 

d. sie darf nicht anonym eingebracht werden 

e. sie darf nicht unvereinbar mit der Konvention bzw. offensichtlich 

unbegründet oder missbräuchlich  sein 217 

 

Grundsätzlich ist das Verfahren vor dem EGMR relativ formfrei gehalten. Die 

Beschwerde sollte mittels eines Formblattes218 eingereicht werden, allerdings 

kann dieses auch nach der Frist erfolgen, sofern zumindest ein formloses 

Schreiben eingereicht wird. Dieses Schreiben sollte eine kurze 

Sachverhaltsdarstellung, eine Erklärung welche Konventionsrechte nach Ansicht 

des Beschwerdeführers verletzt wurden, eine Darstellung aller erhobenen 

innerstaatlichen Rechtsbehelfe sowie eine Aufstellung aller ergangenen amtlichen 

Entscheidungen.219 

Die Beschwerde muss schriftlich und vom Beschwerdeführer oder dessen 

Vertreter unterzeichnet werden. Sollte die Individualbeschwerde nicht von einer 

                                                      
216

 Meyer-Ladewig, EMRK
3
, 319 ff 

217
 Meyer-Ladewig, EMRK

3
, 334 iVm. Grabenwarter, EMRK

4
, 48 

218
 siehe Anhang B 

219
 Grabenwarter, EMRK

4
, 42 



52 

 

natürlichen Person, sondern durch eine Personenvereinigung eingereicht werden, 

dann ist sie durch eine Person, welche zur Vertretung der Personenvereinigung 

berechtigt ist, zu unterzeichnen. Über diese Berechtigung zur Unterzeichnung 

entscheidet dann die jeweilige Kammer bzw. der Ausschuss.220  

Sobald die Beschwerde eingereicht wurde, wird diese durch die Kanzlei registriert 

und danach entscheidet der Präsident des Gerichtshofs, welche Sektion sich mit 

der Rechtssache zu beschäftigen hat.221 Danach bestimmt der jeweilige 

Sektionspräsident einen berichterstattenden Richter. Diesem obliegt die 

Entscheidung, ob die Rechtssache durch einen Ausschuss oder direkt von der 

Kammer entschieden wird.222 Wie bereits erörtert können Ausschüsse, sofern sie 

mit der Rechtssache betraut wurden, die Beschwerde entweder als unzulässig 

zurückweisen oder aus dem Register streichen oder selbst mit Urteil zu 

entscheiden; allerdings nur, wenn keine genauere Prüfung vorgenommen werden 

muss.223  

Die Kammer kann auf unterschiedliche Arten zuständig werden. Einerseits kann 

die Beschwerde durch den Berichterstatter oder Sektionspräsidenten direkt an die 

jeweilige Kammer zugeteilt werden, andererseits aber auch dann, wenn der 

Ausschuss zu keinem Ergebnis kommt. In den Kammern wird dann sowohl über 

die Zulässigkeit als auch Begründetheit entschieden. Dies kann gemeinsam oder 

auch getrennt voneinander behandelt werden. Sollten im Verfahren vor der 

Kammer schwerwiegende Fragen der Auslegung auftreten oder würde die 

Entscheidung der Kammer eine Abweichung von bisherigen Urteilen des EGMR 

zur Folge haben, kann die Kammer jederzeit bzw. so lang noch kein Urteil 

ergangen ist und keine Partei widerspricht, die Rechtssache an die Große 

Kammer abgeben. Es gibt allerdings auch noch eine zweite Möglichkeit eine 

Individualbeschwerde vor die Große Kammer zu bringen. Denn jede Partei kann 

die Verweisung beantragen, allerdings müssen gewisse Voraussetzungen erfüllt 

sein: Einerseits darf das Urteil der Kammer nicht länger als drei Monate 
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zurückliegen und andererseits bedarf es der Genehmigung eines Ausschusses 

der Großen Kammer.224  

Durch das Protokoll Nr. 14 wurde der Artikel 39 EMRK neu gefasst. In diesem wird 

bestimmt, dass sich das Gericht während des Verfahrens zur Verfügung der 

Parteien zu halten hat, um eine gütliche Einigung zu erreichen. Ein solcher 

Vergleich wird in den meisten Fällen die Zahlung eines Geldbetrages durch den 

beklagten Staates zum Inhalt haben. Es sind allerdings auch andere 

Verpflichtungen möglich. Beispiele wären die Herausgabe einer Sache oder eine 

Strafe zu erlassen. Die Voraussetzung einer gütlichen Einigung ist, dass sie nur 

auf Grundlage der Achtung der Menschenrechte abgeschlossen werden darf. Eine 

solche gütliche Einigung bedarf jedoch, um eine Rechtssache zu beenden, 

zusätzlich auch eine Entscheidung des Gerichts mit dem Inhalt die Sache aus 

dem Register zu streichen. Daraus folgt, dass die Parteien, nicht wie im 

zivilrechtlichen Verfahren vor nationalen Gerichten, es in der Hand haben, das 

Verfahren zu beenden.225 

In Artikel 34 Satz 2 EMRK findet sich eine Bestimmung, die für das 

Rechtsschutzsystem der EMRK von elementarer Bedeutung ist. Dort wird 

normiert, dass Vertragsstaaten bei der Einlegung einer Individualbeschwerde nicht 

behindert werden dürfen.  Damit soll verhindert werden, dass staatliche Behörden 

unmittelbar aber auch mittelbar Druck ausüben.226 

 

3.6.2 Staatenbeschwerde 

 

Die Staatenbeschwerde, die in Artikel 33 EMRK geregelt ist, ermöglicht einen 

Konventionsstaat gegen einen anderen Beschwerde, wegen jeder behaupteten 

Verletzung der EMRK samt Protokollen, bei Gericht einzulegen. Der 

Hintergedanke der Staatenbeschwerde liegt darin, dass der Staatengemeinschaft 

eine Wächterfunktion bezüglich der Einhaltung von Menschenrechten zukommt. 

Der Staatenbeschwerde kommt auch eine gewisse Doppelfunktion zu. Einerseits 

kann sie als Ersatz für die Individualbeschwerde gesehen werden und zwar dann, 

wenn der Konventionsstaat die Rechtsverletzung seines Staatsbürgers mittels 
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Staatenbeschwerde vor den EGMR bringt. Andererseits sorgt der 

Konventionsstaat mithilfe der Staatenbeschwerde für ein höheres Schutzniveau 

der Menschenrechte im Allgemeinen.227 

Hinsichtlich der Verfahren von Individualbeschwerde und Staatenbeschwerde gibt 

es im Großen und Ganzen übereinstimmende Regelungen, trotzdem gibt es auch 

Unterschiede. Gegenstand einer Staatenbeschwerde kann jede behauptete 

Verletzung der Konvention sein. Anders als bei einer Individualbeschwerde 

müssen keine Verletzung eigener Rechte geltend gemacht werden. Eine 

Verletzung liegt nach Ansicht des EGMR schon dann vor, wenn Gesetze 

existieren, welche Handlungen zulässt, die der Konvention widersprechen. Daraus 

folgt unter anderem, dass die Staatenbeschwerde auch eine abstrakte 

Normenkontrolle zulässt. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen aus Art. 35 Abs. 1 

EMRK gelten auch für die Staatenbeschwerde, während jene in Absatz 2 und 3 

ausschließlich die Individualbeschwerde betreffen. Die Zulässigkeitsprüfung einer 

Staatenbeschwerde erfolgt gemäß Art. 48 Abs. 1 VerfO stets in einer Kammer. 

Eine mündliche Verhandlung über die Zuständigkeit bzw. Begründetheit findet 

dann statt, wenn es entweder die Kammer beschließt oder die Parteien diese 

beantragen.228  

Kommt die Kammer zu einer positiven Zulässigkeitsentscheidung, wird durch den 

Kammerpräsidenten eine Frist für die Einreichung schriftlicher Stellungnahmen 

und die Vorlage neuer Beweismittel festgesetzt.229 

Das weitere Verfahren nach einer positiven Zulässigkeitsentscheidung ist mit 

jenem der Individualbeschwerde identisch. Das Verfahren wird mit der 

Feststellung der Rechtsverletzung beendet. Die Urteile von Individualbeschwerde 

und Staatenbeschwerde unterscheiden sich hinsichtlich der rechtlichen Wirkung 

nicht. Aus diesem Grund kann auch bei einer stattgegebenen Staatenbeschwerde 

eine gerechte Entschädigung ausgesprochen werden.230 Über Urteile und deren 

Wirkungen und Durchsetzbarkeit wird später noch ein eigenes Kapitel gewidmet 

werden. 

 

                                                      
227

 Grabenwarter, EMRK
4
, 43 

228
 Grabenwarter, EMRK

4
, 82 ff 

229
 Art. 58 Abs. 1 VerfO 

230
 Grabenwarter, EMRK

4
, 84

 



55 

 

3.7 Allgemeine Verfahrensvorschriften 

 

3.7.1 Prozessvertreter 

 

Natürliche Personen, nichtstaatliche Organisationen oder Personengruppen 

können entweder eine Beschwerde selbst oder durch einen Vertreter einbringen. 

Der Beschwerdeführer muss in jeder mündlichen Verhandlung, die durch die 

Kammer beschlossen wird, vertreten sein. Es kann jedoch durch den 

Kammerpräsidenten genehmigt werden, dass der Beschwerdeführer seine 

Interessen selbst vertritt. Derjenige, der im Namen des Beschwerdeführers als 

dessen Vertreter auftritt, muss ein in einer Vertragspartei zugelassener 

Rechtsbeistand mit Wohnsitz im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei sein. Es ist 

aber auch möglich, dass der Kammerpräsident eine andere Person als Vertreter 

zulässt.231 

 

 

3.7.2 Sprachenregelung 

 

Die Amtssprachen des EGMR sind Englisch und Französisch. Die Kommunikation 

mit dem Beschwerdeführer sowie die mündlichen und schriftlichen 

Stellungnahmen bei einer Individualbeschwerde erfolgen, solange die Beschwerde 

noch keiner Vertragspartei zur Kenntnis gebracht worden ist, entweder in einer der 

Amtssprachen des EGMR oder in einer der Amtssprachen der Vertragsparteien. 

Wird eine Vertragspartei über eine Beschwerde informiert oder eine Beschwerde 

ihr zur Kenntnis gebracht, so sind der Partei sämtliche Unterlagen in jener 

Sprache zu übermitteln, in der sie der Beschwerdeführer bei der Kanzlei 

eingebracht hat. Die Kommunikation mit dem Beschwerdeführer oder seinem 

Vertreter sowie die mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen des 

Beschwerdeführers oder seines Vertreters in Bezug auf eine mündliche 

Verhandlung oder nachdem einer Vertragspartei die Beschwerde zur Kenntnis 

gebracht worden ist, erfolgen in einer der Amtssprachen des Gerichtshofs. 

Allerdings besteht hier die Möglichkeit, dass der Kammerpräsident erlaubt, dass 

die Amtssprache einer Vertragspartei weiterverwendet wird. Durch den 

                                                      
231

 Art. 36 VerfO 



56 

 

Kammerpräsidenten kann auch angeordnet werden, dass derjenige, der Partei in 

der Rechtssache ist, englische oder französische Übersetzung bestimmter 

Anlagen zu den jeweiligen schriftlichen Stellungnahmen beizufügen hat. Für 

Zeugen und andere bei Gericht auftretende Personen gilt, dass sie ihre eigene 

Sprache verwenden dürfen, sofern sie des Englischen oder Französischen nicht 

ausreichend bemächtigt sind. Es ist dann Aufgabe des Kanzlers, für die 

schriftlichen und mündlichen Übersetzungen Sorge zu tragen.232 

 

3.7.3 Mündliche Verhandlung 

 

Der Hauptzweck einer mündlichen Verhandlung liegt darin, dass Parteien sich 

zum Beschwerdegegenstand oder zu konkret gestellten Fragen äußern können. 

Mündliche Verhandlungen können sowohl bei der Prüfung der Zulässigkeit einer 

Beschwerde, als auch im Verfahren über die Begründetheit angesetzt werden.233 

Aus Art. 40 EMRK ergibt sich der Grundsatz, dass die mündlichen Verhandlungen 

öffentlich sind. Das bedeutet, dass jeder, auch die Presse, an den Verhandlungen 

teilnehmen kann.234 Wenn jedoch besondere Umstände vorliegen, kann die 

Kammer von Amts wegen oder aufgrund eines Antrages einer Partei oder 

sonstigen betroffenen Person, beschließen, dass die Öffentlichkeit ganz oder 

teilweise ausgeschlossen wird. Ein solcher Ausschluss ist dann möglich, wenn 

dies im Interesse der Moral, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen 

Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft liegt, oder wenn die Interessen 

von Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der Prozessparteien einen 

solchen verlangen.235 

Eine mündliche Verhandlung dauert in der Regel einen halben Tag und findet in 

einem Verhandlungssaal des EGMR in Straßburg statt. Die Leitung einer 

mündlichen Verhandlung fällt in den Aufgabenbereich des Kammerpräsidenten, 

wobei jeder Richter berechtigt ist Fragen zu stellen. Sollte eine Partei, ohne 

Angabe von schwerwiegenden Gründen, nicht erscheinen, besteht allerdings 

trotzdem die Möglichkeit die Verhandlung durchzuführen. Einzige Voraussetzung 
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dazu ist, dass die Durchführung mit einer geordneten Rechtspflege vereinbar 

ist.236  

 

3.7.4 Kosten 

 

Es herrscht der Grundsatz, dass das Verfahren vor dem EGMR kostenfrei ist. Art. 

50 EMRK bestimmt, dass der Europarat die Kosten des Gerichtshofs trägt. In 

weiterer Folge bedeutet das, dass die Mitgliedstaaten des Europarates auch den 

EGMR finanzieren. Durch das Verfahren vor dem EGMR können erhebliche 

Kosten entstehen zum Beispiel durch Anwalts-, Reise- oder Übersetzungskosten. 

Sollte der Beschwerdeführer obsiegen, kann er diese Kosten nach Art. 41 EMRK 

geltend machen. Der Beschwerdeführer hat alle Kosten einzeln darzulegen. 

Erstattungsfähig sind allerdings nur jene Kosten, die tatsächlich und 

notwendigerweise angefallen und hinsichtlich der Höhe auch angemessen sind.237 

 

3.8 Urteile 

 

Grundsätzlich muss man zuerst zwischen Entscheidung und Urteil differenzieren. 

Eine Entscheidung ergeht bei der Frage der Zulässigkeit, während ein Urteil über 

die Begründetheit einer Beschwerde entscheidet.238 Urteile kann man in 

Sachurteile und Prozessurteile trennen. Bei den Sachurteilen wiederum 

unterscheidet man zwischen Feststellungsurteilen, Leistungsurteile sowie 

Auslegungsurteile. Bei einem Feststellungsurteil entscheidet der EGMR, ob die 

Konvention bzw. deren Zusatzprotokolle verletzt wurden. Solchen Urteilen kommt 

keine kassatorische Wirkung zu und sie können auch nicht rechtsgestaltende 

Wirkung entfalten. Ein Leistungsurteil liegt vor, wenn nach festgestellter 

Konventionsverletzung eine gerechte Entschädigung nach Art. 41 EMRK 

ausgesprochen wird. Diese Urteilsform entfaltet als einzige rechtsgestaltende 

Wirkung. Auslegungsurteile sind eine Besonderheit des EGMR. Es geht hierbei 

darum, dass jede Partei beantragen kann, ein sie betreffendes Urteil, durch den 

EGMR auslegen zu lassen. Der Antrag ist an die Kanzlei binnen eines Jahres, ab 
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Verkündung des Urteils, zu richten. Die Entscheidung ergeht durch die zuständige 

Kammer mittels Urteil.239 

Ein Urteil des EGMR hat folgende Angaben zu enthalten: 

 

¶ die Namen des Präsidenten und der anderen Richter, aus 

denen sich die Kammer oder das Komitee 

zusammensetzt, sowie den Namen des Kanzlers oder des 

stellvertretenden Kanzlers 

¶ den Tag, an dem es gefällt, und den Tag, an dem es 

verkündet wird 

¶ die Bezeichnung der Parteien 

¶ die Namen der Prozessbevollmächtigten, Rechtsbeistände 

und Berater der Parteien 

¶ die Darstellung des Prozessverlaufs 

¶ den Sachverhalt 

¶ eine Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien 

¶ die Entscheidungsgründe 

¶ den Urteilstenor 

¶ gegebenenfalls die Kostenentscheidung 

¶ die Zahl der Richter, welche die Mehrheit gebildet haben 

¶ gegebenenfalls die Angabe, welche Sprachfassung 

maßgebend ist240 

 

Ein Urteil muss durch den zuständigen Kammerpräsidenten sowie durch den 

Kanzler unterzeichnet werden. Grundsätzlich sollte nach der Verfahrensordnung 

ein Urteil in öffentlicher Sitzung verkündet werden, allerdings sieht die Praxis 

anderes aus. Sollte eine Verkündung in öffentlicher Sitzung nicht stattgefunden 

haben, dann gilt die Übermittlung einer beglaubigten Kopie als Verkündung.241 

Urteile sind ab deren Verkündung öffentlich. Die Veröffentlichung durch die 

Kanzlei, mittels Pressemitteilung bzw. im Internet, erfolgt jedoch sobald Urteile 
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endgültig geworden sind. Es werden auch bestimmte Urteile wie auch 

Entscheidungen in der amtlichen Sammlung in englischer wie auch französischer 

Sprache veröffentlicht. Für die Auswahl bzw. die Herausgabe der amtlichen 

Sammlung ist die Kanzlei zuständig.242 

Urteile des Ausschusses nach Art. 28 EMRK sowie der Großen Kammer werden 

mit der Erlassung endgültig. Damit auch Urteile der Kammern endgültig werden, 

müssen gewisse Voraussetzungen erfüllt werden. Urteile der Kammern werden 

endgültig wenn: 

 

¶ entweder die Parteien erklären, die Verweisung der Rechtssache 

an die Große Kammer nicht zu beantragen  

¶ drei Monate nach dem Datum des Urteils, vorausgesetzt, dass nicht 

die Verweisung an die Große Kammer beantragt worden ist 

¶ wenn der Ausschuss der Großen Kammer einen Antrag auf 

Verweisung abgelehnt hat.243 

Ein endgültiges Urteil besitzt formelle Rechtskraft und kann nicht angefochten 

werden. Über diese formelle Rechtskraft hinaus besitzen Urteile des EGMR auch 

materielle Rechtskraft. Die Rechtskraft der Urteile wirkt jedoch nicht unbeschränkt, 

sondern nur die Parteien sind an deren Inhalt gebunden.244  

Artikel 46 EMRK bestimmt, dass der Vertragsstaat, die im Urteil festgestellte 

Verletzung der Konvention bzw. deren Zusatzprotokolle, abzustellen hat. Die 

Beseitigung der Konventionsverletzung ist allerdings nicht die einzige Pflicht, 

sondern es ist auch Wiedergutmachung zu leisten. Das heißt es, muss der 

ursprüngliche Zustand, wie er vor der Verletzung war, wiederhergestellt werden.245 

Wie jetzt die Maßnahmen in concreto auszusehen haben, ist nicht immer ganz 

leicht zu bestimmen. Wie bereits erwähnt sind die meisten Urteile des EGMR 

Feststellungsurteile, in denen nur die Verletzung festgestellt wird, jedoch keine 

Leistungspflichten angeordnet werden. Das bedeutet, dass es grundsätzlich den 

Vertragsstaaten überlassen ist, welche Maßnahmen sie ergreifen, um eine 
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Verletzung zu beseitigen. In manchen Urteilen wurden allerdings geeignete 

Maßnahmen in den Urteilsbegründung angeregt.246 

Um das Funktionieren des Rechtsschutzsystems zu gewährleisten, ist nicht nur 

die Feststellung von Konventionsverletzungen notwendig, sondern es bedarf vor 

allem der Überprüfung der Durchführung der erlassenen Urteile. Diese Aufgabe 

kommt nach Art. 46 EMRK dem Ministerkomitee zu. Sollte die Durchführung an 

einer Auslegungsfrage scheitern, so kann das Ministerkomitee den EGMR 

anrufen, um diese Auslegungsfrage klären zu lassen. Dieser Beschluss des 

Ministerkomitees bedarf einer Zweidrittelmehrheit.247 Ein weiteres Instrument der 

Überprüfung der Durchführung wurde mit den Absätzen 4 und 5 des Art 46, 

welche durch das Protokoll Nr. 14 neu eingefügt wurden, geschaffen. Diese 

kommen zur Anwendung, wenn der Vertragsstaat seine Verpflichtung, die sich aus 

Art. 46 EMRK ergeben, nicht erfüllt. Auch für diesen Fall benötigt es einen 

Beschluss des Ministerkomitees, der mit einer Zweidrittelmehrheit beschlossen 

wurde. In weiterer Folge entscheidet dann EGMR in Form der Großen Kammer 

mittels Urteil. Der Sinn dieses Verfahrens liegt nicht in einer Neuaufrollung des 

vorangegangenen Verfahrens und auch nicht in der Verhängung einer Geldstrafe, 

sondern es soll lediglich die Nichtbefolgung festgestellt werden und damit 

politischer Druck ausgeübt werden.248 

 

Sollten Tatsachen bekannt werden, die einen anderen Ausgang des Verfahrens 

zur Folge gehabt hätten, so kann eine Partei, vorausgesetzt sie hatte keine 

Kenntnis über diese neuen Tatsachen bzw. hätte diese auch nicht kennen können, 

binnen sechs Monaten ab der Kenntnisnahme der neuen Umstände, einen Antrag 

auf Wiederaufnahme des Verfahrens stellen. Über diesen Antrag entscheidet jene 

Kammer, die auch für das bereits ergangene Urteil zuständig war.249                                                                                                                                                                                                                                                                                                
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4. Das Verhältnis zwischen EuGH und EGMR 

 

Die beiden Höchstgerichte müssen getrennt voneinander betrachtet werden. Aus 

den beiden vorangegangenen Kapiteln geht hervor, dass der EuGH und der 

EGMR nicht unmittelbar zu vergleichen sind, da sie unterschiedliche Aufgaben zu 

erfüllen haben, über unterschiedliche Organisationsstrukturen verfügen, 

verschiedene Verfahrensarten bereitstellen und auch aus unterschiedlichen 

Gründen errichtet worden sind. Trotz dieser Vielzahl an Unterschieden, ist das 

Verhältnis zwischen EuGH und EGMR stellenweise eng und vor allem im Hinblick 

auf einen umfassenden europäischen Grund- und Menschenrechtsschutz von 

wesentlicher Bedeutung. Bevor man sich jedoch mit dem Verhältnis der 

Höchstgerichte im Bereich des Grund- und Menschenrechtsschutzes widmen 

kann, muss man zuerst den Grund- und Menschenrechtsschutz in Europa auf den 

unterschiedlichen Ebenen näher betrachten und verstehen.  

 

4.1 Entwicklung der Grund- und Menschenrechte in der EU 

 

Der Grundrechtsschutz wurde vor allem durch die Zustände im Zweiten Weltkrieg 

immer wichtiger. Dies zeigte sich auch durch die zahlreiche Verschriftlichung seit 

dem Kriegsende. Auf den ersten Blick wirkt es relativ seltsam, dass sowohl die 

EGKS als auch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft nicht über solche 

Vorschriften verfügten, obwohl deren Entstehung auch als Reaktion gegen die 

massiven Verletzungen im Zweiten Weltkrieg gedacht waren. Die Erklärung hierfür 

könnte einerseits sein, dass die EGKS eine Internationale Organisation war, deren 

Rechtsunterworfene in erster Linie die Konzerne und die Mitgliedstaaten selbst 

waren. Der klassische Grundrechtsschutz bietet auch kaum Berührungspunkte mit 

der Tätigkeit der EGKS. Aus diesem Grund wäre die Forderung eines 

Grundrechtskataloges wohl etwas weit hergeholt.250 Das Fehlen dieser 

Vorschriften ist jedoch bei der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft schwieriger 

zu rechtfertigen.251 Bei genauerer Betrachtung lassen sich allerdings auch hier 

handfeste Argumente dafür finden. Ein Indiz lässt sich in der Formulierung des 
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Rechtsschutzsystems der EWG finden. Dort wird angedeutet, dass es nicht in 

erster Linie um die Einführung einer Normenhierarchie geht, sondern Schutz vor 

Maßnahmen, die die Kompetenzen der Organe übersteigen, im Vordergrund steht. 

Ein weiterer Grund liegt darin, dass die Gemeinschaftsordnung von 1957 keine 

Pläne für eine spätere verfassungsmäßige Entwicklung enthielt. Das bedeutet, 

dass Fragen, wie die unmittelbare Anwendung oder Vorrang des 

Gemeinschaftsrechts sich nicht unmittelbar aus den Verträgen ergaben. Die 

Entwicklung bzw Etablierung dieser Prinzipien obliegt dem EuGH.252  

Die Entwicklung der Grundrechte innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 

durchlebte eine lange Zeit der Entwicklung. Ausgangspunkt dieser Entwicklung 

war, die Angst der Mitgliedstaaten, dass das Gemeinschaftsrecht Grundrechte 

einzelner verletzen könnte. Diese Angst wurzelte in den, durch den EuGH  

entwickelten Grundprinzipien, wie Vorrang und unmittelbare Anwendbarkeit des 

Gemeinschaftsrechts.253 In diesem Zusammenhang sind zwei wesentliche 

Entscheidungen des EuGH zu nennen: van Gend & Loos254 und Costa/ENEL255. 

In diesen Entscheidungen ist der EuGH erstmals mit den Fragen der  

Eigenständigkeit und dem Vorrang des Gemeinschaftsrechts konfrontiert. Der 

Unterschied im Ergebnis liegt darin, dass in der Entscheidung van Gend & Loos 

die Gemeinschaftsrechtsordnung als eine Ăneue Rechtsordnung des 

Vºlkerrechtesñ bezeichnet wurde, wªhrend im spªteren Costa/ENEL- Urteil das 

Gemeinschaftsrecht als eine eigenständige Rechtsordnung angesehen wurde. Der 

EuGH betonte in der letzteren Entscheidung, dass das Gemeinschaftsrecht den 

Vorrang gegenüber dem Recht der Mitgliedstaaten genießt.256 Es wurde nun 

befürchtet, dass durch den Vorrang Gemeinschaftsrechtsakte einerseits der 

nationalen Grundrechtskontrolle entzogen werden und andererseits es auch kein 

internes Kontrollsystem der Europäischen Gemeinschaft existiert. Der EuGH 

vertrat bis Anfang der sechziger Jahre die Ansicht, dass er nicht für die Auslegung 

nationaler Grundrechte zuständig sei und auch die Berufung, es sei ein 

Grundrecht verletzt worden, keine Klagemöglichkeit begründet. In weiterer Folge 
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wurde der EuGH jedoch gezwungen seine Rechtsprechung (Rsp) zu revidieren 

und zu überdenken. Diese Entwicklung erfolgte stufenweise und setzte in den 

späten sechziger Jahren ein. Der EuGH stellte nun die Existenz von Grundrechten 

im Gemeinschaftsrecht fest. Neben einigen wenigen grundrechtsverwandten 

Rechten in den Verträgen, fanden auch die klassischen Grundrechte Einzug in 

das Primärrecht und zwar als allgemeine Rechtsgrundsätze.257  Dieser Rsp 

fanden auch die Gemeinschaftsorgane zutreffend und leiteten den Prozess der 

Verschriftlichung ein. Das Europäische Parlament, Rat und die Kommission 

schufen bereits 1977 die ĂGemeinsame Erklªrung betreffend die Achtung der 

Grundrechte sowie der Europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und der Grundfreiheitenñ. Ziel dieser Erklªrung lag darin, die 

Achtung der Grundrechte in den Vordergrund zu stellen. Es folgten auf diese 

Erklärung auch noch eine Vielzahl an weiteren Resolutionen, die allerdings keinen 

Rechtscharakter besaßen. Trotzdem waren diese besonders wichtig, da auch der 

EuGH seine Argumentation auf diese stützte. Es kam auch zu neuen 

Bestimmungen durch die Verträge von Maastricht, Amsterdam und Nizza, wie z.B. 

die Einführung der Unionsbürgerschaft, die auch ein Diskriminierungsverbot 

verinnerlicht hat. Trotz der nun vorhandenen geschriebenen 

Grundrechtsgarantien, war man mit der Situation nicht restlos zufrieden, da nach 

wie vor kein geschriebener Grundrechtskatalog existierte. Um dieses Problem zu 

lösen kamen zwei Lösungen in Betracht: Einerseits der Beitritt zur EMRK und 

andererseits die Schaffung eines eigenen rechtsverbindlichen 

Grundrechtskatalogs. Auf diese beiden Möglichkeiten wird später noch näher 

eingegangen, da der Vertrag von Lissabon eine neue Situation schuf.258      

Träger von Grundrechten sind alle Unionsbürger, die primär vor Eingriffen in ihre 

Rechtssphäre durch Hoheitsgewalt geschützt werden sollen. Auch juristische 

Personen des Privatrechts werden vom Schutz der Grundrechte umfasst. 

Gebunden wird durch die Grundrechte in erster Linie die Europäische 

Gemeinschaft. Deren Organe sind verpflichtet, ihr hoheitliches Handeln innerhalb 

der Grenzen der Grundrechte auszuüben.259  
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4.1.1 Charta der Grundrechte  

 

Im Juni 1999 wurde in Köln vom Europäischen Rat die Ausarbeitung der 

Grundrechtscharta (GRC) beschlossen und im Oktober bereits eine Arbeitsgruppe 

eingesetzt. Das Ergebnis dieser Arbeitsgruppe wurde am 07. Dezember 2000 in 

Nizza durch das Europäische Parlament, des Rats und der Kommission feierlich 

proklamiert, allerdings fehlte es an einem wesentlichen Bestandteil und zwar der 

Rechtsverbindlichkeit dieser Charta.260  Die GRC wurde durch diese Proklamation 

ein Bestandteil des Gemeinschaftsrechts, allerdings wurde sie nicht in die 

Verträge aufgenommen. Folglich zählt die Charta nicht zum EU-Primärecht.261  

Die Charta wurde in der Lehre bis zum Vertrag von Lissabon oft als Ăsoft lawñ 

qualifiziert. Unter diesem Begriff versteht man Regelungen, die nur politisch oder 

sozial, nicht aber rechtsverbindlich sind.262  

Die GRC gliedert sich in sieben Kapitel: Würde des Menschen, Freiheiten, 

Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte, Justiziellen Rechte, Allgemeine 

Bestimmungen. Im letzten Kapitel findet sich eine allgemeine Schrankenregelung, 

die f¿r alle Rechte, die in der Charta gewªhrt werden, gilt. Im Kapitel ĂW¿rde des 

Menschenñ finden sich Rechte wie Recht auf Leben, Folter- oder Sklavereiverbot. 

Kapitel II normiert unter anderem Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit oder 

auch das Eigentumsrecht. Im Kapitel ĂGleichheitñ findet man einen allgemeinen 

Gleichheitsgrundsatz oder Diskriminierungsverbote. Arbeits- und sozialrechtliche 

bzw wirtschaftliche Rechte bilden den Inhalt des Kapitel IV. Kapitel V gewährleistet 

das Wahlrecht, Petitionsrecht oder das Recht einen Bürgerbeauftragten 

anzurufen. Im letzten Kapitel, welches inhaltlich Grundrechte enthält, findet man 

das Recht auf einen fairen Prozess wie auch das Verbot der Doppelbestrafung.263 
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4.2 Die EMRK   

 

Die Entstehung der EMRK ist sehr eng mit der Gründung des Europarates 

verknüpft und sollte eine Reaktion auf die Missachtung der Menschenrechte im 

Zweiten Weltkrieg darstellen. Wie bereits unter 3.1 erwähnt wurde, kam es im Mai 

1948 in Den Haag zu einem Kongress, an dem führende Politiker wie Churchill 

oder Adenauer teilnahmen. Dort wurde unter anderem der Grundstein für die 

Gründung des Europarates und im Anschluss daran die Ausarbeitung der EMRK 

gelegt.264 Am 08. und 09. August 1949 beschäftigte sich die Beratende 

Versammlung mit der Ausarbeitung eines Menschenrechtskataloges und 

beauftragte noch im August des Jahres den Ausschuss für Rechts- und 

Verwaltungsfragen mit der Beratung. Bereits im September 1949 präsentierte der 

Ausschuss der Beratenden Versammlung einen Bericht, in dem bereits zehn 

Rechte enthalten waren und auch die Schaffung einer Europäischen 

Menschrechtskommission sowie eines Europäischen Menschenrechtsgerichtshof 

vorgeschlagen wurde. In weiterer Folge wurde dann ein neuer Ausschuss mit 

Regierungsexperten durch das Ministerkomitee beauftragt. Aufgabe dieses 

Ausschusses war es, auf Grundlage des ersten Berichts, einen Textentwurf 

auszuarbeiten. Die Arbeit des Ausschusses wurde Anfang 1950 beendet, 

allerdings waren einige Fragen ungelöst. Eine Beantwortung dieser wurde auch 

durch ein weiteres Komitee nicht erreicht. Am 07. August 1950 nahm das 

Ministerkomitee eine revidierte Fassung des Textes an. Diese neue Fassung war 

allerdings nicht annähernd so weitreichend wie die anfänglichen Vorschläge, denn 

es wurde auf das Recht auf Bildung, das Recht auf freie Wahlen sowie die 

Eigentumsgarantie bzw. das elterliche Erziehungsrecht verzichtet. Ein weiterer 

umstrittener Punkt war die Individualbeschwerde. Der Kompromiss bestand 

letztlich darin, dass man es den Mitgliedstaaten überließ, ob sie diese zuließ. Die 

sollte erst durch ein späteres Zusatzprotokoll für sämtliche Mitgliedstaaten 

verbindlich werden. Die Konvention wurde am 04. November 1950 in Rom 

unterzeichnet.265 Damit die EMRK in Kraft treten konnte bedurfte es zehn 

Ratifikationen, welche am 03. September 1953 erreicht wurden.266 
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Die Konvention wurde im Laufe der Zeit immer wieder geändert bzw. erweitert. 

Dies geschah mit Hilfe von Zusatzprotokollen. Mittlerweile wurden 14 dieser 

Protokolle erlassen. Mit dem ersten Zusatzprotokoll wurden neue Recht eingeführt 

und zwar jene, die im ursprünglichen Entwurf nicht berücksichtigt worden sind: 

Das Recht auf Bildung, die Eigentumsgarantie, sowie das Recht auf politische 

Mitwirkung. Durch das Protokoll Nr. 4 wurde einerseits die Schuldhaft und 

andererseits die Freiheit sowie Wahl des Wohnsitzes und auch das Recht jedes 

Land verlassen zu können. Ein weiteres wichtiges Zusatzprotokoll war das 

sechste, denn damit wurde die Todesstrafe abgeschafft. Nach dem Protokoll Nr. 9 

war es dem Beschwerdeführer nun möglich, selbst seine Beschwerde vor Gericht 

zu bringen. Dieses Zusatzprotokoll wurde allerdings durch Nr. 11 überholt, denn 

damit wurde das gesamte Rechtsschutzsystem der EMRK neu geregelt.267 Trotz 

des Protokolls Nr. 11 war relativ rasch klar, dass es weitere Änderungen bedarf. 

Diese Erkenntnis war auch der Grund für Protokoll Nr. 14, mit welchem unter 

anderem die Amtszeit der Richter verlängert wurde bzw. die 

Einzelrichterzuständigkeit geschaffen wurde.268 

Die EMRK ist aus verschiedenen Umständen etwas Besonderes. Einerseits 

zeichnet sie sich durch eine einseitige Ausrichtung aus, da sie sich nur auf den 

Menschenrechtsschutz beschränkt. Andererseits ist sie jedoch nichts anderes als 

ein völkerrechtlicher Vertrag, welcher allerdings wiederum innerhalb des 

Völkerrechts eine Sonderstellung einnimmt. Die EMRK unterscheidet sich von 

einem üblichen Staatsvertrag dadurch, dass auch Individualrechte gewährleistet 

werden, auf diese sich der Einzelne unmittelbar berufen kann.269 Eine weitere 

Besonderheit der EMRK ist, dass, anders als bei nationalen 

Grundrechtskatalogen, nur ein gewisser Kernbestand von Rechten für alle 

Mitgliedstaaten verbindlich ist. Das bedeutet, dass Rechte die später durch 

Zusatzprotokolle eingeführt wurden, nur für all jene Staaten verbindlich sind, die 

das jeweilige Zusatzprotokoll auch ratifiziert haben. Ein weiterer Unterschied 

besteht darin, dass die EMRK es ermöglicht Vorbehalte zu erklären, allerdings nur 
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innerhalb enger Grenzen. So ist zum Beispiel ein Vorbehalt allgemeiner Art von 

vornherein nicht zulässig.270  

Wie bereits erwähnt handelt es sich bei der EMRK um Völkerrecht. Jedoch kann 

man sie nicht nur in diesem Lichte betrachten, sondern muss sich das Verhältnis 

zu den einzelnen Staaten ansehen. Die EMRK enthält selbst keine Regelungen, 

wie sie in den jeweiligen Vertragsstaaten wirkt und welchen Rang sie einnimmt. Es 

obliegt also den Mitgliedstaaten, auf welche Weise die EMRK ins nationale Recht 

eingebettet wird. Hierfür gibt es mehrere Möglichkeiten: Eine davon ist die EMRK 

in Verfassungsrang zu heben; dies ist nur in Österreich der Fall. Die am häufigsten 

gewählte Methode ist, dass die EMRK zwischen Verfassungsrecht und einfachen 

Gesetz steht. Andere Staaten wiederum, wie z.B. Deutschland, erkennen der 

EMRK nur den Rang eines einfachen Gesetzes zu. All die verschiedenen 

Möglichkeiten der Inkorporation sind auch der Grund für das unterschiedliche 

Bewusstsein und Wahrnehmung des Systems in den jeweiligen Mitgliedstaaten.271 

Die in der EMRK gewährleisteten Rechte lassen sich in zwei Gruppen einteilen, 

einerseits die Freiheitsrechte mit Abwehrfunktion und andererseits die 

Verfahrensgarantien. Zu der ersten Gruppe zählen das Recht auf Leben, Verbot 

von Folter, unmenschlicher Behandlung und Zwangsarbeit, Schutz der 

Privatsphäre. Verfahrensgarantien umfassen die prozessualen Rechte in Zivil- und 

Strafsachen. Dazu zählen unter anderem das Recht auf einen fairen Prozess, das 

Verbot der Doppelbestrafung oder der Grundsatz Ănulla poena sine legeñ.272    

Art. 1 EMRK normiert, dass jeder, der der Hoheitsgewalt eines Vertragsstaates 

unterliegt, durch die EMRK geschützt wird. Es muss keine besondere Beziehung 

zu dem Vertragsstaat bestehen und Voraussetzungen wie Staatsangehörigkeit, 

Wohnsitz oder Aufenthalt spielen dabei keine Rolle. Adressat der EMRK ist stets 

ein Vertragsstaat. Dies zeigt sich z.B. auch darin, dass sich die 

Individualbeschwerde stets gegen einen Vertragsstaat zu richten hat.273 
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4.3 Das Verhältnis vor dem Vertrag von Lissabon 

 

Um das Verhältnis zwischen EuGH und EGMR vor dem Vertrag von Lissabon zu 

klären, ist es unabdingbar zuerst die Stellung der EMRK im Verhältnis zu 

Gemeinschaftsrecht zu untersuchen. Nach der Rechtslage vor Lissabon, konnte 

eine Bindung der Gemeinschaft an die EMRK aus unionsrechtlicher Sicht nicht 

herleiten lassen.274 Eine solche Bindung kann auch nicht bloß aus Art. 6 Abs. 3 

EUV hergeleitet werden. Diese Norm lautet wºrtlich: ĂDie Grundrechte, wie sie in 

der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen 

Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine 

Grundsätze Teil des Unionsrechts275ñ. Diese Bestimmung ist in Verbindung mit der 

Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte zu sehen. Da es vor Lissabon noch 

keinen unionsrechtlich verbindlichen Grundrechtskatalog gab, musste der EuGH 

Grundrechte herleiten und dabei hat er sich in erster Linie an den allgemeinen 

Grundsätzen des Unionsrechts bedient. Bei der Findung solcher Grundsätze 

orientierte sich der EuGH einerseits an den Grundrechten, die in den jeweiligen 

Mitgliedstaaten gewährleistet wurden und andererseits an der EMRK. Die Folge 

daraus war, dass die EMRK, im Verhältnis zu dem Recht der Europäischen Union, 

keine eigene Rechtsquelle, sondern nur eine Rechtserkenntnisquelle darstellte.276  

Eine weitere wichtige Frage ist die, ob die EMRK einen Vorrang vor dem 

Gemeinschaftsrecht genießt. Wie man gesehen hat, wurde die Europäische Union 

vor Lissabon noch nicht unmittelbar aus der EMRK verpflichtet, jedoch waren bzw. 

sind alle Mitgliedstaaten der EU auch Vertragsstaaten der EMRK. Diese Tatsache 

konnte aber auch zu massiven Problemen führen. Es war z.B. denkbar, dass es 

eine gemeinschaftsrechtliche Bestimmung gab, die dafür sorgte, dass 

Mitgliedstaaten ein Recht der EMRK verletzen mussten bzw. auch der umgekehrte 

Fall, dass die Einhaltung der EMRK dazu führt, dass das Unionsrecht verletzt 

werden würde. Diesen Konflikt zwischen unionsrechtlichen bzw. EMRK Norm zu 

klären, muss die Frage beantwortet werden, welcher der beiden Rechtsordnungen 
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Vorrang genießt.277 Der Art. 351 Abs. 1 AEUV gibt den völkerrechtlichen 

Grundsatz Ăpacta sunt servandañ wieder. Diese Bestimmung besagt, dass Rechte 

und Pflichten aus Übereinkünften, die vor dem 01. Januar 1958 oder, im Falle 

später beigetretener Staaten, vor dem Zeitpunkt ihres Beitritts zwischen einem 

oder mehreren Mitgliedstaaten einerseits und einem oder mehreren dritten 

Ländern andererseits geschlossen wurden, nicht durch die Verträge berührt 

werden. Daraus folgt grundsätzlich, dass die Unionsverträge die Verpflichtungen 

aus der EMRK nicht berühren, da die EMRK vor den Unionsverträgen in Kraft 

getreten sind. Nach der Rechtsprechung des EuGH gilt das allerdings nur im 

Verhältnis zu Drittstaaten. Das bedeutet, dass zwischen zwei EU-Mitgliedstaaten 

auf alle Fälle das Unionsrecht Vorrang genießt.278 Diese Rechtsprechung 

widerspricht nicht dem Völkerrecht, denn Art. 30 Abs. 4 lit. a WVK lässt dies 

ausdrücklich zu. Die Frage die sich nun aber stellt ist, ob dadurch die 

Unionsverträge gegenüber der EMRK vorrangig sind. Ein Argumentationspunkt 

könnte sein, dass die Verpflichtungen aus der EMRK nur gegenüber Individuen 

und nicht gegenüber dritten Staaten bestehen. Gegen diese Ansicht spricht aber 

die Möglichkeit der Staatenbeschwerde. Aus dieser Möglichkeit geht eben hervor, 

dass die Pflichten aus der Konvention sehr wohl auch gegenüber den 

Konventionsstaaten bestehen. Aus all diesen Überlegungen folgt, dass die EMRK 

nach Art. 351 Abs. 1 AEUV Vorrang gegenüber dem Gemeinschaftsrecht für die 

Mitgliedstaaten zukommt.279 

Das Verhältnis zwischen den Höchstgerichten ist aus verschiedenen Gründen 

nicht spannungsfrei. Der Hauptgrund dafür liegt darin, dass der EuGH auch als 

Grundrechtsgericht tätig ist, obwohl einerseits seine Hauptaufgaben in einem 

anderen Bereich liegen und andererseits haben die Staaten diese Befugnis einem 

eigenständigen Gericht, dem EGMR, übertragen. In der Zeit bis zum Vertrag von 

Lissabon, als es noch zu keinem Beitritt der EU zur EMRK gekommen war, waren 

im Wesentlichen zwei Problemfälle zu klären, die das Verhältnis EuGH und EGMR 

betreffen. Eine Gefahr lag darin, dass es unterschiedliche Schutzniveaus geben 

könnte, die sich aus der Rechtsprechung der Höchstgerichte ergeben. Die zweite 

Frage die auftauchte war jene der Überprüfbarkeit des Gemeinschaftsrechts durch 
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den EGMR.280 Die Klagen, die auf die Überprüfung des Gemeinschaftsrechts 

abzielten, wurden allerdings regelmäßig mit der Begründung, der Europäischen 

Gemeinschaft fehlt es an der Mitgliedschaft zur EMRK, abgewiesen. Es wurde 

davon ausgegangen, dass es in der Verantwortung der Mitgliedstaaten liegt dafür 

zu sorgen, dass es zu keiner Verletzung der EMRK infolge der Umsetzung von 

Gemeinschaftsrecht kommt.281 Dieses problematische Verhältnis war auch 

Gegenstand einiger Entscheidungen, auf die ich nun näher eingehen werde. 

 

4.3.1 Confédération française démocratique du travail (CFDT)282 

 

Sachverhalt dieser Entscheidung der EKMR aus dem Jahre 1978 war folgender: 

Es ging in diesem Fall um die Ernennungen zum Beratenden Ausschuss der 

EGKS. Diese erfolgte in der Weise, dass zuerst die Mitgliedstaaten die jeweiligen 

Organisationen benannten und der Rat dann aus diesen die Vertreter für den 

Ausschuss. CFDT, ein großer französischer Gewerkschaftsbund, wurde durch die 

Regierung ständig ignoriert und klagte daraufhin vor französischen Gerichten und 

auch beim EuGH. Jedoch blieb der Erfolg aus, da diese Klagen alle als unzulässig 

abgewiesen wurden. Daraufhin reichte CFDT Beschwerde an die EKMR ein. 

Diese richtete sich gegen die Gemeinschaft, gegen die Mitgliedstaaten 

gemeinsam und zuletzt auch gegen jeden Mitgliedstaat einzeln. Nach der Ansicht 

der EKMR war die ganze Beschwerde unzulässig. Die Begründung, die bereits 

angesprochen wurde, war jene, dass die Europäische Gemeinschaft nicht 

Vertragspartei der EMRK sei und dadurch auch keine Grundlage für eine 

Zuständigkeit der EKMR bestehe. Auf Grundlage dieser Entscheidung könnte man 

annehmen, dass die EKMR von jeglicher Kontrolle des Gemeinschaftsrechts 

Abstand nehmen würde. Dem ist aber nicht ganz so, denn in dieser Entscheidung 

wurde auch ausdrücklich festgestellt, dass der konkrete Fall primär die innere 

Organisation der Gemeinschaft betroffen hat. Es wurde in dieser Entscheidung 
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nicht beantwortet, wie man einen Sachverhalt, der sich jetzt nicht primär mit der 

inneren Organisation beschäftigt, behandelt.283 

 

4.3.2 Melchers & Co.284 

 

In dieser Entscheidung ging es um den Vollzug einer, von der Europäischen 

Kommission, verhängten Geldbuße. Der Betroffene versuchte gegen diese 

Geldbuße auch vor dem EuGH vorzugehen und erreichte auch eine Reduktion 

des Betrages. Gegen die Vollstreckung wurde dennoch eine Beschwerde an die 

EKMR eingereicht mit der Begründung, es seien Grundsätze des fairen 

Verfahrens verletzt worden. In dieser Entscheidung wurde festgehalten, dass eine 

Übertragung von Hoheitsrechten eines Vertragsstaates der EMRK auf eine 

Internationale Organisation mit der EMRK vereinbar sei. Allerdings muss eine 

Bedingung erfüllt sein und zwar muss innerhalb dieser Organisation auch ein mit 

der EMRK vergleichbarer Grundrechtsschutz bestehen. In weiterer Folge betonte 

die EKMR, dass der Grundrechtsschutz innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 

jenem der EMRK entspricht. Die Beschwerde wurde für unzulässig erklärt, weil 

sie, nach Ansicht der EKMR, unschlüssig gewesen sei und es auch nicht sinnvoll 

wäre, wenn ein Mitgliedstaat bei jedem Vollzug eines Urteils des EuGH prüfen 

muss, ob der Grundsatz des fairen Verfahrens eingehalten wurde.285  

 

4.3.3  Matthews286 

 

 Diese Entscheidung stammt aus dem Jahre 1999 und brachte eine Verschärfung 

der Rechtsprechung. In dieser Entscheidung ging es um die Frage, ob ein in 

Gibraltar lebender britischer Staatsangehöriger an den Wahlen zum Europäischen 

Parlament teilnehmen konnte. Die Mitgliedstaaten ratifizierten einen vom Rat 

angenommenen Direktwahlakt. Dieser besagte, dass das Vereinigte Königreich 

die daraus resultierenden Vorschriften nur auf das Vereinigte Königreich 

anwenden würde. Die Folge war, dass Gibraltar von den Wahlen zum 
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Europäischen Parlament ausgeschlossen wurde, da es nur eine Kronkolonie war. 

Obwohl Gibraltar nicht zum Gebiet des Vereinigten Königreichs zählt, gelten 

Gemeinschaftsrecht und auch Sekundärrecht in großem Umfang auch in Gibraltar. 

Die betroffene Frau Matthews legte Beschwerde bei der EKMR ein mit der 

Behauptung, sie wurde in ihrem Recht auf freie Wahlen verletzt. Die Beschwerde 

wurde als zulässig allerdings als unbegründet erachtet. In weiterer Folge wurde 

die Beschwerde auch vor die Große Kammer gebracht.287  

Der EGMR hielt einerseits fest, dass Gibraltar im Hoheitsgebiet des Vereinigten 

Königreichs steht und andererseits wurde auf Art. 1 EMRK verwiesen. Nach 

diesem sind die Vertragsparteien verpflichtet, die in der EMRK gewährten Rechte, 

allen Personen, die unter der Hoheitsgewalt des Vertragsstaates stehen, zu 

gewähren. Nicht ganz klar war jedoch, ob das Nichtabhalten von Wahlen in 

Gibraltar im Verantwortungsbereich des Vereinigten Königreichs liegt, da es sich 

um eine gemeinschaftsrechtliche Angelegenheit handelt. Der EGMR betonte wie 

auch schon in früheren Entscheidungen, dass die Europäische Gemeinschaft nicht 

Mitglied der EMRK sei und daher auch deren Handlungen nicht Gegenstand einer 

Überprüfung durch den EGMR sein können. Er stellte auch fest, dass die 

Verantwortung zur Sicherung der Rechte aus der EMRK durch die 

Vertragsstaaten weiterhin bestehe, da grundsätzlich die Übertragung von 

Hoheitsrechten nicht der EMRK widersprechen würde. Das Direktwahlrecht stellte 

einen völkerrechtlichen Vertrag dar, welchen die Mitgliedstaaten freiwillig ratifiziert 

haben. Daraus folgt nach Ansicht des EGMR einerseits, dass hier nicht der EuGH 

angerufen werden kann und andererseits liegt die Verletzung der EMRK im 

Verantwortungsbereich des Vereinigten Königreichs. Am Ende kam der EGMR 

zum Ergebnis, dass Art. 3 1.ZP EMRK verletzt wurde und daher der Direktwahlakt 

nicht im Einklang mit der EMRK stand.288 Die Bedeutung dieser Entscheidung liegt 

darin, dass es hier zum ersten Mal europäisches Primärrecht durch den EGMR 

auf Übereinstimmung mit der EMRK überprüft wurde und in weiterer Folge der 

Mitgliedstaat auch verurteilt wurde.289 
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4.3.4 Bosphorus290 

 

Gegenstand dieser Entscheidung war eine Beschwerde der türkischen 

Fluggesellschaft Bosphorus aufgrund einer Beschlagnahmung eines Flugzeuges 

und richtete sich gegen Irland. Bosphorus hatte dieses Flugzeug von einer 

jugoslawischen Fluggesellschaft geleast. Als dieses Flugzeug in Irland landete 

wurde es auf Grundlage der Verordnung 990/93, die ihrerseits die Umsetzung der 

UN- Sicherheitsratsresolution 820 war, beschlagnahmt. Die Fluggesellschaft 

klagte daraufhin in Irland und es kam zu einem Vorabentscheidungsverfahren vor 

dem EuGH. Nach Ansicht des EuGH291 seien die Grundrechte, die durch die 

Europäische Gemeinschaft gewährleistet werden und auch der Fluggesellschaft 

zustehen, einschränkbar. Die Begründung liegt in einer Interessensabwägung, bei 

der die Interessen der Allgemeinheit, den Balkankonflikt zu beenden, jenen der 

Fluggesellschaft überwiegen. Nach dieser Vorabentscheidung legte Bosphorus 

Beschwerde beim EGMR ein und behauptete darin, dass Art. 1 1. ZP EMRK 

verletzt wurde.292  

Es muss festgehalten werden, dass Irland aufgrund einer 

gemeinschaftsrechtlichen Verordnung handelte und daher kein 

Ermessenspielraum bestand. Es wurde vom EGMR wiederum betont, dass es den 

Vertragsstaaten der EMRK frei steht durch Übertragung von Souveränitätsrechten 

einer internationalen bzw. supranationalen Organisation beizutreten. Der EGMR 

sagte jedoch auch, dass jeder Staat für Rechtsakte, die durch diesen durchgeführt 

werden, verantwortlich bleibt. Dies gilt nach Ansicht des EGMR auch dann, wenn 

der Rechtsakt aus einer Verpflichtung der internationalen oder supranationalen 

Organisation entspringt. Es wurde in dieser Entscheidung weiters festgehalten, 

dass Handlungen der Mitgliedstaaten, die aus einer unionsrechtlichen 

Verpflichtung veranlasst werden, gerechtfertigt. Voraussetzung für diese 

Rechtfertigung ist, dass es im Gemeinschaftsrecht einen Grundrechtsschutz 

geben muss, der mit jenem der EMRK vergleichbar ist. Wenn dies der Fall ist, gilt 

die Vermutung, dass der jeweilige Mitgliedstaat auch nicht gegen die Rechte aus 
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der EMRK verstößt. Wenn der EGMR zum Ergebnis kommt, dass der Schutz der 

Grundrechte nicht ausreichend besteht, gilt auch die Vermutung nicht mehr.293 

Wie man gesehen hat, hat sich das Verhältnis zwischen den Höchstgerichten 

schrittweise entwickelt. Es hat sich gezeigt, dass der EGMR völkerrechtliche 

Handlungen, wie auch den Erlass von primärem Gemeinschaftsrecht, der 

Mitgliedstaaten uneingeschränkt am Maßstab der EMRK überprüft. Hinsichtlich 

des sekundären Unionsrechts gilt, dass der Erlass solcher Rechtsakte einer 

Überprüfung entzogen ist, da es an einer Mitgliedschaft der Europäischen 

Gemeinschaft zur EMRK fehlt. Trotz dieses Umstands besteht eine indirekte 

Möglichkeit der Überprüfung, da sämtliche Mitgliedstaaten der Europäischen 

Gemeinschaft zugleich auch Vertragsstaaten der EMRK sind und die 

Verpflichtungen aus der EMRK, trotz Übertragung von Hoheitsrechten, weiterhin 

bestehen.294  

 

4.4 Das Verhältnis nach dem Vertrag von Lissabon 

 

Der Vertrag von Lissabon wurde am 13. Dezember 2007 unterzeichnet und trat 

am 01. Jänner 2009 in Kraft. Durch diesen Vertrag sollte eine Entwicklung die mit 

Amsterdam begonnen hat abgeschlossen werden. Zentrales Ziel war es durch die 

neuerliche Änderung durch den Vertrag von Lissabon, einerseits die Effizienz aber 

auch die demokratische Legitimität zu erhöhen.295 Durch diesen Vertrag wurde 

auch der Grundrechtsschutz der Europäischen Union reformiert. Ursprünglich 

sollte dies bereits im Verfassungsvertrag durchgeführt werden. Durch das 

Scheitern des Verfassungsvertrags wurde diese Reform durch den Vertrag von 

Lissabon durchgeführt, allerdings mit einigen Änderungen. Die Maßnahmen um 

eine neue Ära im Bereich des Grundrechtsschutzes einzuleiten, war einerseits der 

Charta der Grundrechte Rechtsverbindlichkeit zu verleihen und andererseits die 

Weichen für einen Beitritt zur EMRK zu stellen. Die Charta der Grundrechte sollte 

im Verfassungsvertrag in einem eigenen Kapitel Platz finden und dadurch direkter 

Bestandteil des EVV werden. Dieser Plan wurde allerdings verworfen und somit 
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wurde die Charta durch den Vertrag von Lissabon nicht direkter Bestandteil des 

EUV oder AEUV, sondern es wird in Art. 6 Abs. 1 EUV lediglich auf die Charta 

verwiesen. Diese Bestimmung hält fest, dass die Union die Rechte, Freiheiten und 

Grundsätze, welche in der Charta gewährleistet werden, anerkennt. Im letzten 

Satz des Abs. 1 wird ausdrücklich die Gleichrangigkeit der Charta der Grundrechte 

und der Verträge betont. Daraus folgt, dass die Charta Bestandteil des 

Primärrechts ist und daher auch Rechtsverbindlichkeit genießt.296   

Die zweite Maßnahme stellte die Weichenstellung für einen Beitritt zur EMRK dar. 

Die Idee eines Beitritts ist keineswegs neu, sondern wurde schon seit  

Jahrzehnten intensiv diskutiert. Bereits im Jahre 1979  wurde ein Beitritt durch die 

Kommission vorgeschlagen. Sie war es auch, die 1993 ein Arbeitspapier zu einem 

möglichen Beitritt veröffentlichte. Ein weiterer wichtiger Schritt in der Diskussion 

war das 1994 in Auftrag gegebene Gutachten. In diesem kam der EuGH zum 

Ergebnis, dass ein Beitritt nur durch eine Vertragsänderung möglich wäre. Die 

Möglichkeit wurde letztendlich im Vertrag von Lissabon aufgenommen, da auch 

der Verfassungsvertrag, der den Beitritt ermöglichen hätte sollen, gescheitert 

war.297 Um einen solchen Beitritt zu ermöglichen, mussten sowohl auf der 

gemeinschaftsrechtlichen Seite, wie auch auf der Seite der EMRK Änderungen 

vorgenommen werden. Auf unionsrechtlicher Seite geschah dies durch den neuen 

Art. 6 Abs. 2 EUV. Diese Bestimmung lautet in der Fassung des Vertrages von 

Lissabon wie folgt: ĂDie Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in den 

Verträgen festgelegten Zuständigkeiten der Union298ñ. In früheren Fassungen 

wurde der Beitritt meist nur als ein Ziel formuliert, während es in Art. 6, durch die 

Wahl des Indikativs, als eine Selbstverpflichtung zu verstehen ist. Durch diese 

Norm wurde auch dem Gutachten des EuGH Rechnung Folge geleistet, denn nun 

besteht erstmals die im Gutsachten geforderte gemeinschaftsrechtliche Grundlage 

für einen Beitritt.299 Auf der Seite der EMRK wurden die Voraussetzungen durch 

das Protokoll Nr. 14 geschaffen. Da grundsätzlich nur Staaten der EMRK beitreten 
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konnten, musste eine neue Bestimmung eingefügt werden, die es nunmehr auch 

der Europäischen Union ermöglichte. Dieses Erfordernis wurde durch die 

Einfügung eines neuen Absatzes 2 in Artikel 59 EMRK erfüllt.300 

 

4.4.1 Auswirkungen eines Beitrittes 

 

Durch einen Beitritt ändert sich auch die Stellung der EMRK innerhalb der 

Europäischen Union. Sie ist nicht mehr wie bisher bloß Rechtserkenntnisquelle, 

sondern wird durch den Beitritt eine völkerrechtlich verbindliche Rechtsquelle. Wie 

bereits unter 4.1 erwähnt, enthält die EMRK selbst keine Regelungen auf welche 

Weise sie in die jeweils bestehende Rechtsordnung implementiert werden soll. Es 

liegt also auch im Ermessen der Europäischen Union welchen Rang die EMRK 

innerhalb des Gemeinschaftsrechts einnehmen soll. Im Falle eines Beitritts ist der 

Art. 216 Abs. 2 AEUV anzuwenden und daraus ergibt sich, dass die EMRK einen 

Rang zwischen einfachem Recht und Verfassungsrecht einnehmen wird. Die 

grundsätzliche Folge wäre, dass die EMRK innerhalb der Normenhierarchie unter 

der Charta der Grundrechte stehen würde. Jedoch betont der Art. 52 Abs. 3 GRC, 

das die EMRK einen Mindeststandard für die Grundrechte der Union bildet, da die 

Grundrechte der Charta nicht selbständig, sondern durch Rückgriff auf die EMRK 

gebildet wurden.301 

Ein möglicher Beitritt wird auch Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen EuGH 

und EGMR haben. Interessant ist die Frage, ob mit einem Beitritt zur EMRK auch 

eine Änderung in den hierarchischen Strukturen zur Folge hat. Dies muss aber 

eher verneint werden, da es einige Gründe gibt, die gegen eine Unterordnung des 

EuGH sprechen. In erster Linie ist an dieser Stelle festzuhalten, dass in 

Bereichen, die den Menschenrechtsschutz nicht tangieren, der EuGH allein für die 

Überprüfung das gemeinschaftsrechtliche Handeln zuständig bleiben wird. Eine 

weitere wichtige Tatsache, die gegen eine Unterordnung spricht, ist der Umstand, 

dass die Feststellungsurteile der EMRK einer weiteren Umsetzung bedürfen und 

nicht unmittelbar in die betroffenen Rechtsordnungen hinein wirken. Wie man 

sieht, wird man das Verhältnis der beiden Höchstgerichte nicht mittels Unter- bzw. 

Überordnung beschreiben, sondern die  Rolle des EuGH wird viel mehr jener 
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eines Höchstgerichts in einem Mitgliedstaat entsprechen. Das bedeutet zugleich 

auch, dass der EGMR durch einen Beitritt nicht ein Bestandteil des 

gemeinschaftsrechtlichen Rechtsschutzsystems werden wird.302  

Eine weitere Frage, die sich durch einen Beitritt stellt, ist, ob der eingeschlagene 

Weg seit der Bosphorus- Rechtsprechung weiterverfolgt wird. Wie bereits erwähnt, 

steht seit der Bosphorus- Entscheidung die Vermutung, dass ein gleichwertiger 

Grundrechtsschutz auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene existiert, im Mittelpunkt. 

Erst wenn diese Vermutung widerlegt wird, ist eine Beschwerde an den EGMR 

möglich. Die Frage, die sich nun stellt, ist, ob nach einem Beitritt auch noch auf 

diese Vermutung abgestellt werden soll oder ob ein neuer Weg beschritten wird. 

Der Schutz von Menschenrechten ist in Europa unter anderem nur deshalb so 

erfolgreich, da die Kontrolle durch den EGMR eine wesentliche Rolle spielt. Durch 

einen Beitritt wird automatisch auch die EU und somit auch die Urteile des EuGH 

der Kontrolle des EGMR unterworfen. Dieser Umstand macht es kaum möglich, 

dass die Vermutung aus der Bosphorus- Entscheidung weiter beibehalten werden 

kann. Die Vermutung, deren Sinn darin liegt weite Teile des Gemeinschaftsrechts 

der Kontrolle zu entziehen, würde auch gegen die Sinnhaftigkeit eines Beitrittes 

sprechen. Ein weiterer Aspekt, der gegen die Beibehaltung der Vermutung spricht, 

ist, dass es zu einer Ungleichbehandlung der EU und den übrigen Vertragsstaaten 

der EMRK führen würde.303  

 

4.4.2 Die Beitrittsverhandlungen  

 

Die Verhandlungspartei auf Seiten der EU ist die Kommission und auf Seiten des 

Europarates wurde eine informelle Arbeitsgruppe durch den Lenkungsausschuss 

für Menschenrechte (CDDH) mit den Verhandlungen betraut. Die informelle 

Arbeitsgruppe setzt sich aus 14 unabhängigen Sachverständigen zusammen.304 

Das einzuhaltende Verfahren auf gemeinschaftsrechtlicher Seite richtet sich nach 

Art.  218 AEUV, welcher das Verfahren in drei Teile gliedert: ein 

Verhandlungsmandat die Unterzeichnung und Annahme des Abkommens. Am 
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17.03.2010 wurde dem Rat durch die Kommission eine Empfehlung vorgelegt, 

nach der die Kommission ermächtigt werden sollte ein Abkommen für den Beitritt 

auszuhandeln. Aufgrund der Empfehlung wurde am 04. Juni 2010 der Kommission 

das Verhandlungsmandat erteilt. Bereits einen Monat später (07. Juli 2010) 

begannen die ersten Gespräche. Im Zeitraum zwischen Juli 2010 und Juni 2011 

kam es zu acht Treffen zwischen den Vertretern der Kommission und der 

informellen Arbeitsgruppe.305 Im Juni 2011 wurde eine konkrete 

Beitrittsübereinkunft den Vertragsstaaten der EMRK und der EU zur Begutachtung 

vorgelegt. Einige Mietgliedstaaten der EU äußerten jedoch gewisse Vorbehalte 

hinsichtlich der Beitrittsübereinkunft. Um diese Vorbehalte zu beseitigen wurde 

innerhalb der EU versucht Lösungsansätze zu finden. Erst wenn diese Probleme 

gelöst werden und ein gemeinsamer Standpunkt der EU gefunden wurde, werden 

die Verhandlungen mit der informellen Arbeitsgruppe wieder aufgenommen.306 
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5. Zusammenfassung 

 

Der EuGH und der EGMR sind zwei Höchstgerichte, die auf den ersten Blick nicht 

allzu viele Gemeinsamkeiten besitzen. Der EuGH als das höchste Gericht der EU 

und der EGMR jenes der EMRK verfolgen unterschiedliche Aufgaben, besitzen 

unterschiedliche Spruchkörper und besitzen auch eine andere innere 

Organisationsstruktur. Trotz all der Unterschiede haben die beiden gemeinsame 

Wurzeln. Sie sind aus dem Wunsch nach Sicherheit, Frieden und Stabilität 

entstanden. Um genau diese Wünsche zu befriedigen wurden diese Institutionen 

geschaffen. Trotzdem überwiegen die Unterschiede, denn die EU sowie der 

Europarat versuchen auf unterschiedliche Weise die Wünsche umzusetzen. Die 

EU versucht es in erster Linie durch eine politische und wirtschaftliche Integration 

während das System der EMRK sich nur auf den Schutz der Menschenrechte 

beschränkt. Obwohl die Europäische Gemeinschaft in ihren Anfängen keinen 

Grundrechtskatalog beinhaltete, wurde ein solcher später doch hinzugefügt. 

Allerdings wurde dieser erst durch den Vertrag von Lissabon Bestandteil des 

Primärrechts. Durch diesen Vertrag von Lissabon wurde nicht nur die GRC für 

rechtsverbindlich erklärt, sondern es wurden die Weichen für den lange 

diskutierten Beitritt der EU zur EMRK gestellt. Ein solch möglicher Beitritt 

verlangte nicht nur Änderungen auf Seiten der Europäischen Gemeinschaft, 

sondern auch auf Seiten der EMRK, welche durch Protokoll Nr. 14 umgesetzt 

wurden. Obwohl die Beitrittsverhandlungen ins Stocken geraten sind, steht ein 

Beitritt der EU zur EMRK in naher Zukunft zweifelsfrei bevor. Der Grund für das 

Unterbrechen der Verhandlungen ist jener, dass noch einige Fragen auf Seiten 

der EU bzw. deren Mitgliedstaaten zu lösen sind. Im Konkreten geht es um die 

Vorabbefassung des EuGH und um den Mitbeklagten-Status.307  

Der Beitritt stellt auch in mehrfacher Hinsicht einen Meilenstein dar, denn zum 

einen tritt erstmals eine Internationale Organisation der EMRK bei und zweitens 

sind nun Handlungen und Entscheidungen der gemeinschaftsrechtlichen Organe 

unmittelbar durch den EGMR überprüfbar. Trotz all der positiven Aspekte, wird 

erst die Zukunft zeigen, wie sich das neue System in der Praxis bewähren wird 
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bzw. wie das neue Verhältnis zwischen EuGH und EGMR aussehen wird. Eines 

kann jedoch schon heute mit Sicherheit prognostiziert werden: Es werden definitiv 

neue Reformen des Rechtsschutzsystems von Nöten sein, denn bereits vor dem 

Beitritt der EU zur EMRK hat der EGMR seine Grenzen erreicht.  
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8. Anhang A 

 

BESCHWERDE
308

 

AN DIE KOMMISSION DER EUROPÄIS CHEN GEMEINSCHAFTEN WEGEN 

NICHTBEACHTUNG DES GEMEINSCHAFTSRECHTS  

 

1.  Name und Vorname des Beschwerdeführers: 

 

2.  Gegebenenfalls vertreten durch: 

 

3.  Staatsangehörigkeit: 

 

4.  Anschrift oder Geschäftssitz
309

: 

 

 

5.  Telefon/Fax/E-Mail: 

 

 

6.  Tätigkeitsbereich und -ort(e): 

 

 

7.  Mitgliedstaat oder öffentliche Einrichtung, die nach Ansicht des Beschwerdeführers 

das Gemeinschaftsrecht nicht beachtet hat: 

 

 

                                                      
308

  Die Verwendung dieses Beschwerdeformulars ist nicht verbindlich. Eine Beschwerde kann auch mit einfachem 

Schreiben bei der Kommission erhoben werden. Es ist allerdings im Interesse des Beschwerdeführers, möglichst viele 
sachlich relevante Informationen beizufügen. Das Formular kann auf dem normalen Postweg an folgende Anschrift 
gerichtet werden: 
   Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
    (z. H. des Generalsekretärs) 
   Rue de la Loi, 200 
   B-1049 Brüssel 
   BELGIEN 

 Das Formular kann auch bei einer Vertretung der Kommission in den Mitgliedstaaten abgegeben werden. Eine 
elektronische Fassung des Formulars kann vom Internet-Server der Europäischen Union abgerufen werden. 
(/eu_law/your_rights/your_rights_forms_en.htm).  

 Eine Beschwerde ist nur dann zulässig, wenn sie die Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch einen Mitgliedstaat 
betrifft. 

309
  Der Beschwerdeführer wird gebeten, der Kommission jede Änderung der Anschrift sowie alle Vorgänge mitzuteilen, die 

für die Bearbeitung der Beschwerde relevant sein könnten. 
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8.  Möglichst genaue Darstellung des Beschwerdegegenstands: 

 

 

 

 

 

 

9.  Möglichst genaue Angabe der Bestimmung(en) des Gemeinschaftsrechts an (Verträge, 

Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen usw.), gegen die der Mitgliedstaat nach 

Ansicht des Beschwerdeführers verstoßen hat: 

 

 

 

10.  Geben Sie gegebenenfalls (möglichst mit Angabe der Referenzen) an, ob der 

betreffende Mitgliedstaat im Zusammenhang mit dem Beschwerdegegenstand eine 

finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft erhalten hat oder erhalten könnte: 

 

 

 

 

11.  Etwaige bereits unternommene Schritte bei den Kommissionsdienststellen (fügen Sie 

bitte nach Möglichkeit eine Kopie des Schriftwechsels bei): 

 

 

 

 

12.  Etwaige bereits unternommene Schritte bei den anderen Organen oder Einrichtungen 

der Gemeinschaft (z. B. beim Petitionsausschuß des Europäischen Parlaments, beim 

Europäischen Bürgerbeauftragten). Geben Sie möglichst das Aktenzeichen an, mit 

dem Ihr Vorgang versehen wurde: 
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13.  Bereits unternommene Schritte bei den einzelstaatlichen Behörden - auf zentraler, 

regionaler oder lokaler Ebene - (fügen Sie nach Möglichkeit eine Kopie des 

Schriftwechsels bei): 

 

13.1.  Administrative Schritte (z. B. Beschwerde bei der zuständigen einzelstaatlichen 

Verwaltungsbehörde - auf zentraler, regionaler oder lokaler Ebene - und/oder 

beim Bürgerbeauftragten des Landes oder der Region): 

 

 

 

 

13.2.  Schritte bei den Gerichten und ähnlichen Einrichtungen (z. B. Schiedsgericht 

oder Schlichtungsstelle). (Geben Sie bitte an, ob bereits eine Entscheidung oder 

ein Schiedsspruch ergangen ist, und fügen Sie den Wortlaut der Entscheidung 

oder des Schiedsspruchs gegebenenfalls als Anlage bei): 

 

 

 

 

14.  Geben Sie etwaige Belege und Beweismittel an, auf die Sie Ihre Beschwerde stützen 

können, einschließlich der betreffenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften (fügen Sie 

die Beweismittel gegebenenfalls als Anlage bei): 

 

 

 

15.  Vertraulichkeit (kreuzen Sie das zutreffende Feld an)
310

: 

!  ñIch ermªchtige hiermit die Kommission, bei ihren Kontakten mit den Behºrden 

des Mitgliedstaats, gegen den die Beschwerde gerichtet ist, meine Identität zu 

offenbaren.ò 

!  ñIch bitte hiermit die Kommission, bei ihren Kontakten mit den Behörden des 

Mitgliedstaats, gegen den die Beschwerde gerichtet ist, meine Identität nicht zu 

offenbaren.ò 

 

16.   Ort, Datum und Unterschrift des Beschwerdeführers/Vertreters: 

                                                      
310

  Der Beschwerdeführer wird darauf hingewiesen, daß die Offenbarung seiner Identität durch die 
Kommissionsdienststellen in manchen Fällen für die Bearbeitung der Beschwerde unerläßlich ist. 

 



91 

 

(Erläuterungen auf der Rückseite des Formulars) 

 

Jeder Mitgliedstaat ist für die fristgemäße, gemeinschaftskonforme Umsetzung des 

Gemeinschaftsrechts in innerstaatliches Recht und für dessen ordnungsgemäße Anwendung 

verantwortlich. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften wacht nach Maßgabe der 

Verträge über die ordnungsgemäße Anwendung des Gemeinschaftsrechts. Kommt ein 

Mitgliedstaat diesem Recht nicht nach, verfügt die Kommission über eigene Befugnisse 

(Vertragsverletzungsklage), um diese Zuwiderhandlung abzustellen. Gegebenenfalls ruft sie 

den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften an. Die Kommission wird entweder auf 

der Grundlage einer Beschwerde oder aufgrund von Verdachtsmomenten, die sie selbst 

aufdeckt, tätig und leitet die ihr gerechtfertigt erscheinenden Schritte ein. 

 

Eine Vertragsverletzung liegt dann vor, wenn ein Mitgliedstaat durch ein Tun oder 

Unterlassen gegen seine Pflichten aus dem Gemeinschaftsrecht verstößt. Dabei ist es 

unerheblich, welche Behörde des betreffenden Mitgliedstaats - auf zentraler, regionaler oder 

lokaler Ebene - für die Vertragsverletzung verantwortlich ist. 

 

Jeder, der der Ansicht ist, daß eine innerstaatliche Regelung (Rechts- oder 

Verwaltungsvorschrift) oder Verwaltungspraxis einen Verstoß gegen eine Bestimmung oder 

einen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts darstellt, kann bei der Kommission eine 

Beschwerde gegen den betreffenden Mitgliedstaat erheben. Der Beschwerdeführer braucht 

weder nachzuweisen, daß Handlungsbedarf besteht, noch, daß er selbst von der beanstandeten 

Zuwiderhandlung hauptsächlich und unmittelbar betroffen ist. Die Beschwerde ist nur dann 

zulässig, wenn sie die Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch einen Mitgliedstaat betrifft. 

Die Dienststellen der Kommission können anhand der Regeln und Prioritäten für die 

Aufnahme und Durchführung eines Vertragsverletzungsverfahrens entscheiden, ob eine 

Beschwerde weiterverfolgt wird oder nicht. 

  

Jeder, der der Ansicht ist, daß eine Regelung (Rechts- oder Verwaltungsvorschrift) oder 

Verwaltungspraxis gegen das Gemeinschaftsrecht verstößt, wird aufgefordert, sich vor oder 

bei Erhebung einer Beschwerde bei der Kommission an die nationalen Verwaltungs- oder 

Rechtsinstanzen (einschließlich des nationalen oder regionalen Bürgerbeauftragten) und/oder 

die Schiedsgerichte oder Schlichtungsstellen zu wenden. Die Kommission empfiehlt, vor 

Erhebung der Beschwerde zunächst die im innerstaatlichen Recht bestehenden 

Rechtsschutzmöglichkeiten wegen der damit verbundenen Vorteile für den Beschwerdeführer 

auszuschöpfen. 

 

Die Inanspruchnahme des verfügbaren nationalen Rechtsschutzes dürfte es dem 

Bewerdeführer im allgemeinen ermöglichen, seine Rechte direkter und eher seinen 

persönlichen Befürfnissen entsprechend geltend zu machen (Erwirken einer Verfügung 

gegenüber der Verwaltung, Nichtigerklärung einer Entscheidung, Schadenersatz) als im 

Wege eines von der Kommission erfolgreich betriebenen Vertragsverletzungsverfahrens, bei 

dem mitunter eine gewisse Zeit verstreicht, bis das Ergebnis vorliegt. Dies liegt unter anderem 

daran, daß die Kommission, bevor sie den Europäischen Gerichtshof anrufen kann, mit dem 

betreffenden Mitgliedstaat Kontakt aufnehmen und versuchen muß, die Abstellung der 

Zuwiderhandlung zu erlangen. 

 

Darüber hinaus wirkt sich das Urteil des Europäischen Gerichtshofs, in dem die 

Vertragsverletzung festgestellt wird, nicht auf die Rechte des Beschwerdeführers aus, da es 

nicht auf die Regelung eines Einzelfalls gerichtet ist. Das Urteil gibt dem Mitgliedstaat 
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lediglich auf, dem Gemeinschaftsrecht nachzukommen. Schadenersatzforderungen 

beispielsweise muß der Beschwerdeführer vor einem nationalen Gericht geltend machen. 

 

Zugunsten des Beschwerdeführers sind folgende Verfahrensgarantien vorgesehen. 

 

a)  Nach Eintragung der Beschwerde beim Generalsekretariat der Kommission wird jeder 

für zulässig befundenen Beschwerde ein Aktenzeichen zugeteilt. Der Beschwerdeführer 

erhält danach umgehend eine Empfangsbestätigung mit diesem Aktenzeichen, das er in 

jedem Schriftwechsel angeben sollte. Die Zuteilung eines solchen Aktenzeichens besagt 

noch nicht, daß ein Vertragsverletzungsverfahren gegen den betreffenden Mitgliedstaat 

eingeleitet wird. 

 

b)  Soweit die Kommissionsdienststellen bei den Behörden des Mitgliedstaats, gegen den die 

Beschwerde gerichtet ist, vorstellig werden, geschieht dies unter Beachtung der vom 

Beschwerdeführer unter Nr. 15 dieses Formulars getroffenen Wahl. 

 

c)  Die Kommission bemüht sich darum, binnen zwölf Monaten nach Eintragung der 

Beschwerde beim Generalsekretariat in der Sache zu entscheiden (Einleitung eines 

Vertragsverletzungsverfahrens oder Einstellung der Untersuchung).  

 

d)  Der Beschwerdeführer wird von der zuständigen Dienststelle informiert, wenn diese 

beabsichtigt, der Kommission die Einstellung des Beschwerdeverfahrens vorzuschlagen. 

Er wird außerdem bei Einleitung des Vertragsverletzungsverfahrens über den Stand des 

Verfahrens auf dem laufenden gehalten. 
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9. Anhang B 
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